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Vorbemerkung zum Workshop Anforderungen an ein aussagefähiges System von Statistiken für die Wirtschaft Zielsetzung des Workshops war es, erste Ansätze für derartige Anforderungen aus Nutzersicht aufzuspüren. Hierzu wurden 8 Impulsreferate zu folgenden Themenbereichen gehalten: 1)



Zur Aussagefähigkeit der bestehenden Berichtssysteme am Beispiel des Produzierenden Gewerbes und der Dienstleistungsbereiche Referenten: Dr. Norbert Herbel, Ulrich Scheinost



2)



Vergleichbare und aussagefähige Daten für Europa in einer globalisierten Wirtschaft Referent: Dr. Herbert Kriegbaum



3)



Methodische, empirische und technische Probleme bei der Berücksichtigung von Unternehmensgruppen in der deutschen amtlichen Wirtschaftsstatistik Referent: Dr. Rainer Feuerstack



4)



Arbeitsmarktstatistik Referent: Dr. Hans-Peter Klös



5)



Messprobleme in der Wirtschaftsstatistik Referent: Dr. Andreas Scheuerle



6)



Anforderungen an statistische Informationen für Finanzinstitutionen Referent: Dr. Heinz Grimm



7)



Erfassung internationaler Kapitalbewegungen Referent: Dr. Ulrich Grosch



Trotz der großen Unterschiede in der Datenlage der dargestellten Statistikbereiche ergaben sich viele gleichgeartete Kernprobleme der statistischen Abbildung der ökonomischen Realität. Die Darlegung in den Referaten und die Diskussion machten deutlich, dass die bestehenden Unzulänglichkeiten durch konsistente Lösungsansätze behoben werden müssen, um die Ergebnisse zu vergleichbaren Darstellungen zusammenführen zu können. Dazu sind Erhebungsnomenklaturen notwendig, die den ökonomischen Vorgang erfassen, unabhängig von der Zugehörigkeit des ausführenden Individuums zu einem bestimmten Wirtschaftsbereich. Dem gewandelten "Produktions"begriff durch wachsende Dienstleistungsanteile an der Wertschöpfung muss ebenso Rechnung getragen werden wie der Bewertung von Produktaggregaten in der volkswirtschaftlichen Wertschöpfungskette. Die nach wie vor bestehende strikte Trennung der Wirtschaftsbereiche durch jeweils eigene gesetzliche Erhebungsvorschriften führt zu Ergebnissen, die sich nur schwer oder gar nicht zu einem Gesamtbild fügen, da oftmals weder Periodizität, noch Merkmale noch Gliederungstiefe übereinstimmen. Vielmehr kann es sogar zur Erosion der Zahlenbasis in einzelnen Bereichen (z. B. im Produzierenden Gewerbe) kommen, die auch durch neue Erhebungen in "komplementären" Bereichen nicht zu kompensieren sind (z. B. neue DL-Statistik). Als notwendiges Instrument zur Zusammenführung von Ergebnissen aus unterschiedlichen Quellen ist ein funktionsfähiges Unternehmensregister, das für amtliche und nicht-amtliche Statistik einsetzbar ist, zu schaffen. Erfolgreiche Schritte zur Erhöhung der Aussagefähigkeit der Daten würden auch zu einer Verbesserung der Grundlage für die BIP-
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Berechnung führen, bei der die Deflationierung ein weitgehend ungelöstes Problem mit eigener Brisanz darstellt. Die aufgeführten Fragen stehen exemplarisch für die Vielzahl der in den Referaten angesprochenen Themen. Die Fortführung der Diskussion soll zunächst in zwei Arbeitskreisen erfolgen, die 2 Themenblöcke vertiefend behandeln wird: 1) 2)



Erarbeitung eines konsistenten Informationssystems für einen exemplarischen Produktionsbereich, in dem auch die produktbezogenen Dienstleistungen von Bedeutung sind. Arbeitsmarktstatistik



Interessenten, die sich an der weiteren Diskussion beteiligen wollen, können sich bei der Geschäftsstelle der Deutschen Statistischen Gesellschaft melden oder auch in direkte Diskussion mit den Referenten treten



Ulrich Scheinost



Prof. Dr. Reiner Stäglin



Vorsitzender des Ausschusses für Unternehmens- und Marktstatistik



Vorsitzender der Deutschen Statistischen Gesellschaft
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Norbert Herbel Zur Aussagefähigkeit der bestehenden Berichtssysteme am Beispiel des Produzierenden Gewerbes Ausgangspunkt für meinen Teil des gemeinsamen Eröffnungs-Impulsreferates sollte eigentlich die Darstellung der bestehenden Berichtssysteme im Produzierenden Gewerbe sein. Ich gehe aber mit Sicherheit zu Recht davon aus, dass dies bei den Workshop-Teilnehmern Eulen nach Athen tragen hieße, denn Ihnen ist allen bekannt, welche Konjunktur- und Strukturdaten den Analytikern für das Produzierende Gewerbe zur Verfügung stehen. Mitte der siebziger Jahre wurde, ausgehend von den damaligen Überlegungen von Prof. Sobotschinski, ein in sich geschlossenes, periodisch und inhaltlich miteinander verzahntes System von unternehmens- und betriebsbasierten Erhebungen geschaffen. Ich will stattdessen die kurze, mir für das Einführungsreferat zur Verfügung stehende Zeit nutzen, in diesem Kreis Möglichkeiten aufzuzeigen, wo bei den derzeitigen Konjunkturstatistiken z. T. noch erhebliche Einsparungspotentiale zu finden sind. Auf diese Weise könnten freiwerdende Ressourcen in den Unternehmen und besonders im statistischen Apparat genutzt werden, um die von Herrn Scheinost unter dem Stichwort „Dienstleistungen“ im zweiten Teil des Einführungsreferats reklamierten Datendefizite auf den wichtigen und zukunftsträchtigen Wirtschaftsbereichen zu vermindern. Ich muss natürlich darauf hinweisen, dass ich in diesem Workshop zunächst meine ganz persönliche, noch mit keinen Instanzen abgestimmte Meinung äußere; die Auffassungen der Statistischen Ämter, des Bundesministeriums der Finanzen und der Deutschen Bundesbank könnten in einigen Punkten möglicherweise kontrovers sein. Aber wenn man an einer zukunftsorientierten Weiterentwicklung interessiert ist, muss man auch Visionen zulassen (im Statistischen Bundesamt wird derzeit eine Unzahl von Prozessvisionen analysiert). Ich denke, dass nur durch eine offene Diskussion in dem Kreis dieses Workshops konkrete Ergebnisse erzielt werden, die in ebenso konkrete Handlungsvorgaben für die politischen Entscheidungsträger umsetzbar sind. Lassen Sie mich jetzt gleich zum Kern meiner Gedanken kommen. Ich möchte das seit Januar 1999 neu eingeführte System der monatlichen und vierteljährlichen Produktionserhebungen erneut auf den Prüfstand stellen, denn nun ist es Zeit, die zwischenzeitlich gewonnenen Erfahrungen zu bewerten. Den meisten von Ihnen wird bekannt sein, wie das System der Produktionserhebungen vor 1999 ausgesehen hat (Bild 1).
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Der wesentliche Kritikpunkt seinerzeit war die Erhebung der güterwirtschaftlichen Erzeugung nach zwei Nomenklaturen (Produktions-Eilbericht und GP 95) sowie die Doppelbelastung der Firmen durch sowohl monatlich als auch vierteljährlich abzugebende Produktionsmeldungen. Die Überlegungen, wie man dem Firmenkreis diese statistische Bürde erleichtern könnte, führten zu einer Neugestaltung der Produktionserhebungen. Zunächst wurde nur noch eine einzige Güternomenklatur verwendet (das GP 95), und als weitere Entlastung wurde beschlossen, den Firmenkreis in Monats- und Quartalsmelder aufzusplitten. Die größeren Betriebe sollten nur noch (ausschließlich) monatlich melden, der Rest der Betriebe wurde unverändert zur Vierteljährlichen Produktionserhebung verpflichtet (Bild 2).
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Abhängig gemacht wurde die Firmengröße und damit die Periodizität der Meldung von einer je Bundesland definierten Abschneidegrenze von 75 % des Produktionswertes in jedem (vierstelligen) Wirtschaftszweig. Ich will auf Einzelheiten hier nicht weiter eingehen, nur soviel: etwa 15.000 Betriebe müssen monatlich ihre detaillierte Produktionsmeldung in der gesamten Breite aller in Frage kommenden Neunstellern des GP 95 in einem sehr eng gesteckten Terminrahmen abgeben. Aus diesen monatlichen Produktionsdaten für den Auswahlberichtskreis wird ein Produktionsindex berechnet, der ex-post an einen aus dem vollständigen Vierteljahresmaterial berechneten Produktionsindex angeglichen wird (Bild 3). Dieser Vierteljährliche Index, der gerne als „wahrer Wert“ bezeichnet wird, soll nach meinen Vorstellungen in Zukunft von zentraler Bedeutung sein und muss in seiner Datenqualität so gut als möglich gestaltet sein.
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Von der Indexkonzeption betrachtet hat sich das Vorgehen bewährt; es zeigt sich aber, dass die den Indexberechnungen zugrundeliegenden empirisch erhobenen Daten zunehmend problematisch werden. Ich will dafür folgende Gründe anführen: •



eine Veröffentlichung absoluter monatlicher Produktionsdaten (wie früher die „Produktion ausgewählter Erzeugnisse“) gibt es nicht mehr. Von daher gibt es keinen Qualitätsdruck bei der Bearbeitung in den statistischen Organisationen, denn die Daten werden einfach weitergegeben und dann ausschließlich in der Indexberechnung weiterverwertet.



•



die Termine sind bekanntlich sehr eng gesteckt, und in den Statistischen Ämtern überschneidet sich die Zeit für die Aufbereitungsarbeiten der Produktionserhebung teilweise mit den Arbeiten am Monatsbericht (für die Lieferung der Auftragseingangs- und Umsatzdaten). Personelle Reserven für solche massierten Arbeitsspitzen gibt es in den Landesämtern nicht mehr, die Daten laufen mehr oder minder ungeprüft vollmaschinell durch; die Hoffnung auf Fehlerausgleiche nach dem Gesetz der großen Zahlen ist aber nicht immer berechtigt.



•



eine Datenkontrolle der monatlichen Produktionsangaben ist nicht mehr möglich. Früher gab es noch eine Plausibilitätskontrolle durch die entsprechenden Vierteljahresdaten (Abgleich Eilbericht – Vierteljährliche Produktionserhebung), heute jedoch muss das Ergebnis mehr oder minder so hingenommen werden, wie die Meldung eben ausgefallen ist.
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monatliche und vierteljährliche Daten werden einfach zusammengefügt. Bedenkt man aber, dass durch die qualitativ problematische monatliche Produktionserhebung bereits über 75 % zum Produktionswert der Vierteljährlichen Produktionserhebung beigesteuert wird, so ist auch der Vierteljährliche Index keineswegs so genau, wie man es sich erhofft.



•



ein besonderes Augenmerk gilt der Art der Bewertung in den Produktionserhebungen. In der monatlichen Produktionsstatistik wird die Weiterverarbeitungsproduktion mit Hilfe von Bundesdurchschnittswerten vorgenommen; in der Vierteljährlichen Produktionserhebung geht die Bewertung grundsätzlich vom Einzelmaterial aus, d. h. es werden die Durchschnittswerte der Absatzproduktion des jeweiligen Betriebs herangezogen. Dies hat erfahrungsgemäß in manchen Wirtschaftszweigen, in denen die Index-Fortschreibung mit Gesamtproduktionswerten eine Rolle spielt, schon zu erheblichen Problemen geführt



Durch die Neustrukturierung der Produktionserhebungen wurden ca. 13.000 Betriebe entlastet, weil sie nicht mehr monatlich, sondern nur noch vierteljährlich melden mussten. Der Kernpunkt meines Vorschlags ist, die etwa 15.000 gegenwärtig monatlich meldepflichtigen Betriebe so schnell wie möglich genauso zu entlasten und auf die monatliche Produktionserhebung ganz zu verzichten. Im Zentrum der konjunkturellen Analyse steht der vollständige Vierteljährliche Produktionsindex, der in seinem monatlichen Verlauf durch eine Umsatz-Volumenindex für die vierstelligen Wirtschaftszweige der WZ 93 approximiert wird. M. a. W., ein monatlicher UmsatzVolumenindex wird mit der Gewichtungsstruktur der Bruttowertschöpfung zu Faktorkosten aggregiert und vierteljährlich an das Niveau eines exakt berechneten Produktionsindex angeglichen. Ich möchte Ihnen das Vorgehen an einem klassischen Beispiel erläutern: in der Zuckerindustrie gibt es einen ökonomisch begründeten unterschiedlichen Verlauf von Produktionsindex und Umsatzindex (Bild 4).
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Wir nehmen als erstes den Umsatzindex, dann den Vierteljährlichen Produktionsindex und führen dann die Niveauverschiebung durch. Vergleichen wir das Ergebnis mit dem echten monatlichen Produktionsindex, so ergibt sich kaum ein Unterschied (Bild 5).



10



DStatG



Ausschuss für Unternehmens- und Marktstatistik



Eine weitere Durchrechnung dieses Konzepts ist für den Maschinenbau erfolgt (Bild 6), das Ergebnis zeigt ebenfalls, dass sich durch die Verwendung des monatlichen Umsatzindex und seine Anbindung an die vierteljährlichen Eckwerte eines korrekt berechneten, vollständigen Produktionsindex keine substantiellen Unterschiede in der Einschätzung des Konjunkturverlaufs zeigen.
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Die Bilder 7 bis 9 stellen die Ergebnisse für das Verarbeitende Gewerbe dar, und zwar sowohl die Originalwerte als auch die saisonbereinigten Daten und die Trend-Konjunkturkomponente. Unterschiede in der Einschätzung des konjunkturellen Verlaufs sind hier ebenfalls nicht erkennbar.
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Es ist nach meiner Auffassung daher gerechtfertigt, diesen Vorschlag in den zuständigen Gremien ernsthaft zu diskutieren und eine zügige Umsetzung in die Wege zu leiten. Die erforderlichen statistischen Daten (Umsatzindizes für alle Wirtschaftszweige des Verarbeitenden Gewerbes) liegen im Statistischen Bundesamt ab 1995 bereits vor, datentechnisch gesehen kann eine Realisierung in kürzester Frist erfolgen. Die Vorteile, die dieses Konzept mit sich bringt, können in der Kürze der mir zur Verfügung stehenden Zeit nur plakativ aufgezeigt werden:



1. Beschleunigung der Ergebnisse Die benötigten Daten kommen aus der Vorab-Aufbereitung des Monatsberichts für Betriebe, die im Schnitt zwei Tage früher als die Produktionsdaten vorliegen. Auftragseingangsund Produktionsindizes liegen zeitgleich vor und können vom Bundesministerium der Finanzen in einer einzigen Pressemitteilung kommentiert werden.



2. Konsistenz der Daten Es gibt am aktuellen Rand keine Probleme mit einer evtl. Divergenz zwischen Produktionsund Umsatzindizes, weil faktisch die gleichen Daten in die Berechnung einfließen. Eine Vorab-Anpassung der aktuellen Monatsindizes an das Niveau des Vierteljährlichen Index wird nach wie vor möglich sein, und zwar mit entsprechenden Anpassungsfaktoren aus dem jeweiligen Vorjahresquartal.
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Ein weiterer Vorteil ist, dass alle Informationen nur von einem einzigen Berichtskreis aller rd. 47.000 Betriebe stammen, und zwar sowohl monatlich als auch vierteljährlich. Gegenwärtig enthält der Berichtskreis der Monats-Produktionserhebung gerade nicht die dynamischen, in die unterjährige Produktionsberichterstattung aufgenommenen Betriebe.



3. Nachvollziehbarkeit der Berichtskreisabgrenzung bei den Meldefirmen Die Verpflichtung zur monatlichen Produktionsmeldung hängt nicht nur von der Betriebsgröße ab. Maßgeblich ist auch, ob der Sitz des Betriebs in einem kleinen oder einem großen Bundesland liegt. Dies spielt künftig für die Produktionsmeldung keine Rolle mehr. Eine weitere Problematik entfällt für die Betriebe, die gegenwärtig knapp an der Abschneidegrenze des Auswahlberichtskreises stehen. Sie können im Prinzip jedes Jahr zwischen den Monatsmeldern und den Quartalsmeldern wechseln; dies trifft gerade kleinere Betriebe, bei denen möglicherweise der Eindruck entsteht, dass das für die Auskunftsverpflichtung verantwortliche statistische Amt nicht genau weiß, was es will.



4. Konzeptioneller Unterschied zwischen Produktions- und Umsatzindex bleibt erhalten Auch nach dem jetzt vorgeschlagenen Konzept besteht nach wie vor ein Unterschied zwischen Produktionsindex und Umsatzindex, dies zeigt nicht nur der Blick auf das klassische Beispiel der Zuckerindustrie. Dem Umstand, dass Produktion nicht gleich Umsatz ist, wird durch die vierteljährliche Angleichung an den Produktionsindex Rechnung getragen; ein korrekter monatlicher Verlauf wird auch derzeit nicht abgebildet, da die Produktionsinformationen für die 32.000 Quartalsmelder nicht bekannt sind. Insofern ist die Monatsbewegung der Produktion innerhalb eines Quartals vielleicht durch die vollständige Umsatzinformation von allen 47.000 Betrieben besser approximiert.



5. Einklang mit der Konjunkturverordnung der EU Das Konzept trägt der KonjunkturVO der EU Rechnung, bei der die Verwendung von Umsätzen ausdrücklich als eine Fortschreibungsmöglichkeit für den Produktionsindex anerkannt ist; durch die vierteljährliche Angleichung an einen möglichst genauen, auf der vollständigen Produktionserhebung basierenden Produktionsindex ist die Qualität der Daten mit Sicherheit ausreichend. Im übrigen wird in Deutschland wird die „zum Absatz bestimmte Produktion“ verwendet. Eurostat dagegen spricht bei der Definition des Begriffs Produktion von der „abgesetzten Produktion“, was inhaltlich doch eher dem Umsatz entspricht. Ein nach Eurostat-Vorstellungen berechneter Produktionsindex wird sicher kaum noch einen Vorlaufeffekt gegenüber einem Umsatzindex aufweisen.



6. Erhöhung der Datenqualität durch einen Abgleich zwischen Produktionserhebung und Monatsbericht Nach dem Terminrahmen der Vierteljährlichen Produktionserhebung steht genügend Zeit in den Statistischen Ämtern für die Aufbereitung und Datenprüfung zur Verfügung. Besonders wichtig, ja dringend erforderlich für die Plausibilitätsprüfung der Daten ist eine quartalsweise, betriebsindividuelle Zusammenführung der GP-Produktionswerte zu Vierstellern und 15
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den Abgleich mit den Umsatzwerten, die für die fachlichen Betriebsteile dieses Betriebes gemeldet wurden.



7. Keine Diskrepanzen durch unterschiedliche Bewertungsansätze Es entfällt das Problem der differierenden Bewertung der zur Weiterverarbeitung bestimmten Produktion, also monatlich über die Durchschnittswerte im Bund gegenüber vierteljährlich betriebsweise über das Einzelmaterial. Es wird nur noch ein einheitlicher Bewertungsgrundsatz angewendet.



8. Monatsindizes für Bundesländer Gegenwärtig können die Statistischen Landesämter keine qualitativ überzeugenden monatlichen Produktionsindizes berechnen; auf Landesebene ist das Datenmaterial des Auswahlberichtkreises zu instabil (besonders beim Jahreswechsel kommt es zu erheblichen Fortschreibungsproblemen) und nach meiner Kenntnis rechnen die Länder keinen Vierteljährlichen Produktionsindex, der als Benchmark für die Adjustierung der Monatsindizes dienen könnte. Einen Umsatzindex jedoch können alle Landesämter rechnen, und wenn auch auf Landesebene vollständige Vierteljährliche Indizes aus der Produktionserhebung zur Verfügung stehen, dann stimmen die Konzepte im Bund und in den Ländern überein.



9. Entlastung der Statistischen Ämter Als letztes schließlich die wichtigste Frage – was bringt der Vorschlag für die Statistischen Ämter?



• völliger Wegfall einer Monatsstatistik mit 15.000 Fällen nach einer ca. 6.400 Positionen umfassenden Güterklassifikation Zunächst wird die statistische Bürde der Firmen deutlich leichter: die Verschiebung der monatlichen auf eine vierteljährliche Periodizität wird insbesondere im politischstatistischen Raum als deutliche Entlastung eingestuft. Die Betriebe müssen statt 12 Monatsmeldungen nur noch 4 Quartalsmeldungen abzugeben, dies betrifft die ca. 15.000 Betriebe des derzeitigen Monatsmeldekreises der Produktionserhebung. In den Statistischen Landesämtern wären – bezogen auf das ganze Jahr – somit statt 180.000 Fälle (mit den höchst problematischen, sehr kurzen Bearbeitungszeiten und dem Plausibilitätskontrollen kaum zugänglichem Datenmaterial) sowie den nochmals 180.000 Fällen für die jeweils zweite monatliche Aufbereitung der Produktionserhebung nur noch 60.000 Fälle zu bearbeiten; und diese gemeinsam mit dem restlichen anfallenden vierteljährlichen Material in einer ausreichenden Frist für qualitativ zufriedenstellende Daten. In den meldenden Betrieben ist die Wirkung der statistischen Entlastung annähernd zu beziffern; nach den Rechenkategorien, wie sie seinerzeit bei der Neukonzeption der Produktionserhebungen angelegt wurden, ergibt sich eine jährliche Einsparung von etwa 7,2 Mio. DM und in der Bearbeitungskapazität eine Freisetzung von ca. 375 MannMonaten.



16



DStatG



Ausschuss für Unternehmens- und Marktstatistik



• keine Zusatzarbeiten für die Bestimmung des Auswahlberichtskreises In den Statistischen Landesämtern ist eine sehr aufwendige Arbeit zur Bestimmung des Auswahlkreises erforderlich. Die zur Festlegung der Meldeperiodizität notwendigen Arbeitsschritte müssen in sehr kurzer Zeit erledigt werden. Des weiteren wird bisher der Auswahlkreis für das Folgejahr festgelegt, bevor (einen Monat später) der gesamte Berichtskreis für die unterjährigen Statistiken bestimmt wurde. Diese Zusatzarbeiten zur Bestimmung der Monatsmelder entfallen, und es gibt keine Diskrepanz mehr durch unterschiedliche Verfahren zur Berichtskreisabgrenzung.



• hohes personelles Entlastungspotential im statistischen Apparat für die kurzfristigen Industrieindikatoren Im Statistischen Bundesamt steht gegenwärtig die gesamte Organisation auf dem Prüfstand, um entsprechende personelle Einsparpotentiale aufzuspüren. Durch die Umsetzung dieses Vorschlags wird sich eine erhebliche Entlastung des für die kurzfristigen Industrieindikatoren eingesetzten statistischen Apparats in den Ländern und im Bund ergeben. Dieses neue Konzept der Produktionsindexkonstruktion bedeutet eine Freisetzung von statistischen Ressourcen für die künftig immer wichtigeren Informationsfelder, die uns Herr Scheinost anschließend vorstellen wird. Nach dem Omnibus-Prinzip ist die amtliche Statistik ja gehalten, neue Aufgaben nur dann zu übernehmen, wenn im bestehenden System Entlastungsreserven aufgefunden und realisiert werden können. Falls dieses Konzept die notwendige politische Unterstützung findet, stelle ich es gern ausführlicher dar (z. B. in einem Gremium der Deutschen Statistischen Gesellschaft). Vielleicht besteht auch die Möglichkeit, bei der gegenwärtigen Diskussion um die Neufassung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe solche Rationalisierungsüberlegungen noch mit einzubringen.
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Ulrich Scheinost Zur Aussagefähigkeit der bestehenden Berichtssysteme am Beispiel des Produzierenden Gewerbes und der Dienstleistungsbereiche Zur Problematik statistischer Erhebungen im Produzierenden Gewerbe Die verfügbaren Daten aus den wirtschaftsstatistischen Erhebungen bilden die ökonomische Realität nicht richtig ab. In dieser zugespitzten Form gipfeln viele kritische Äußerungen, die seit langem und vermehrt in der jüngeren Vergangenheit über Aussagefähigkeit und Qualität der amtlichen Statistik zu hören waren. Die Ursachen für berechtigte und unberechtigte Klagen sind vielfältig und sind zum Teil Ausdruck eines Dilemmas, in dem sich die amtliche Statistik im öffentlichen Bewusstsein oder tatsächlich befindet. Die amtliche Wirtschaftsstatistik in Deutschland wird auf Grund von gesetzlichen Grundlagen durchgeführt. Für jede Erhebung ist ein spezifisches Gesetz erforderlich, das alle Einzelheiten regelt. So gibt es z.B. eigenständige Gesetze für das Produzierende Gewerbe (Industrie), für die Landwirtschaft, Handel, Versicherungen, usw. Über diese einzelnen Bereiche hinwegreichende Erhebungen sind nicht vorgesehen, vergleichbaren Daten sind insoweit enge Grenzen gesetzt. Die Durchführung der Erhebungen obliegt in der Regel den statistischen Landesämtern (Hoheitsaufgabe der Länder), während das Statistische Bundesamt eine Lenkungsfunktion für Methoden, Erhebungsgrundlagen und Zusammenführung der Ergebnisse ausübt. Diese Organisationsform macht Änderungen von Einzelerhebungen und/oder gesamthaften Betrachtungen schwerfällig und starr. Im Zuge weltweiter Bemühungen um harmonisierte Statistiken (z.B. OECD) und Verordnungen der EU zur Durchführung vereinheitlichter Erhebungen sind national als richtig erkannte Anpassungen der Erhebungssysteme an technologische und ökonomische Fortentwicklungen noch schwieriger geworden. Dies beginnt bei den Grundlagen der Durchführung (z.B. Abgrenzungen von Nomenklaturen, Merkmalen und Methoden) und endet bei den zum Teil kulturell bedingten Auffassungsunterschieden über Notwendigkeit und Genauigkeit von Statistiken. In der gegenwärtig im politischen Raum geführten Diskussion über „die“ Statistik geht es eher um die Entlastung der Unternehmen von staatlichen Befragungen, als um eine sinnvolle Weiterentwicklung und Rationalisierung des Bestehenden. Diese Diskussion ist sehr zwiespältig, da es in der Tat viele Schwächen gibt, die auf vielfältigsten Ursachen beruhen. Deshalb führt manche mühevoll durchgeführte Erhebung nur zu suboptimalen Ergebnissen. Aufwand – auch im Sinne von Machbarkeit in der betrieblichen Meldepraxis – und Nutzen – auch zum Zwecke der unternehmerischen Marktforschung und Planung – befinden sich oft nicht in einem ausgewogenen Verhältnis. Die Relation muss dadurch verbessert werden, dass man an beiden Stellschrauben dreht und in der politischen Diskussion nicht nur über „Statistikbereinigung“ „Omnibusprinzip“ und „Entlastung“ der Unternehmen nachdenkt. Eine Verbesserung der Aussagefä18
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higkeit und damit des Statistiknutzens würde auch eine Relativierung der Belastungsdiskussion mit sich bringen und für ein freundlicheres „Statistikklima“ sorgen.



Meldungen nach Wirtschaftsbereichen Zunächst soll an einem praxisorientierten, gleichwohl fiktiven und stark vereinfachten Beispiel aufgezeigt werden, in welch unterschiedlicher Weise die Lieferung einer Produktionsanlage an einen Kunden in der Statistik abgebildet werden kann. Der Lieferumfang sei wie folgt beschrieben: Es handelt sich um ein elektronisch gesteuertes System, das aus mehreren Komponenten besteht, die untereinander und im betrieblichen Ablauf vernetzt sind. Zur Vorbereitung der „Problemlösung“ führt der Lieferant mit dem Investor eingehende Beratungsgespräche zur konzeptionellen Gestaltung, er führt die Projektierung aus, erstellt die Hardware-Komponenten der Anlage, Betriebs- und umfangreiche Anwender-Software, führt die Montage durch und fährt die Anlage mit den Fachleuten des Investors hoch, schult das Bedienungspersonal und übergibt eine umfangreiche Dokumentation mit den technischen und anwendungsbezogenen Spezifikationen. Zur Pflege von Hardware und der eingesetzten Software wird ein Wartungsvertrag abgeschlossen. Der Auftrag, der in einem Zeitraum von 2 Jahren abgewickelt werden soll, ist mit einer Preisgleitklausel versehen. Für den betrieblichen Lieferumfang werden nach Abnahme durch den Kunden 100 WE abgerechnet, die vom Lieferanten vermittelte Finanzierung blieb hierbei außer Betracht. Eine nach Kostenstellen getrennte Kalkulation ergibt, dass 62 WE (einschl. Gemeinkostenzuschläge für Vertrieb, Verwaltung, usw.) auf die bereitgestellten Hardwareprodukte entfielen. Darin enthalten sind 17 WE an Zulieferer abgerechnete Kosten (Elektronik, Kunststoffe, Metalle, usw.) und 5 WE für die von einer Fremdfirma durchgeführten Montage. 38 WE des Rechnungsbetrages (einschl. „overhead“) entfielen auf die diversen aufgeführten Dienstleistungsbereiche des Lieferanten, worin 7 WE zugekaufte Standardsoftware-Produkte enthalten waren. Die Kundenrechnung war nach verschiedenen Produktgruppen spezifiziert (..1.., ..2.., .3...,) jedoch die erbrachten Dienstleistungen nicht getrennt ausgewiesen. Nachfolgend sind 4 Prototypen der nach den gesetzlichen Bestimmungen möglichen statistischen Erfassung und Abbildung dieses bewusst sehr einfach gehaltenen Falles dargestellt. So wird z.B. auf die Aufgliederung auf mehrere fachliche Teile nach WZ verzichtet.
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1. Fall: Die Lieferfirma erbringt den gesamten Leistungsumfang; sie ist nach Wz der Unterklasse 31 20 des Produzierenden Gewerbes zugeordnet. Firma 1 Merkmale Auftragseingang Produktion



Umsatz Beschäftigte usw.



Meldeumfang 90* mtl. nach Fortschritt d. Hw.-erstellung (62-5) 57 100* mtl. nach Personalbüro 500



Zeitpunkt 1/01 6/01 bis 3/02 12/02



Die Zuliefer- und Montagefirmen melden entsprechend gesondert. Hierdurch entstehen bei Auftragseingang und Umsatz Doppelzählungen in Höhe von 22, bei der Produktion von 17. Die zugekaufte Standard Software bleibt in der 2. Meldestufe unberücksichtigt. * Es tritt eine Differenz wegen Preisgleitklausel auf. 2. Fall: Als Generalunternehmer tritt ein Planungsbüro auf, das sämtliche Dienstleistungen und anwenderspezifische Softwareentwicklung selbst erbringt. Die Hardware- Komponenten der Anlage sowie ihre Montage werden zu späteren Zeitpunkten an zwei Unterauftragnehmer vergeben. Das Planungsbüro meldet z.Zt. keinerlei statistische Daten an das Statistische Landesamt. Dies würde sich für die Merkmale Umsatz und Beschäftigte nur ändern, wenn es in die 15% Stichprobe des neuen Dienstleistungs-Statistik-Gesetzes für jährliche Strukturangaben aufgenommen würde. In der zweiten Runde melden die Unterauftragnehmer wie folgt. Firma 1 Merkmale Auftragseingang Produktion Umsatz Beschäftigte Sonstiger Umsatz



Meldeumfang 52* (90-38) mtl. nach Fortschritt 57 (62-5) 57* mtl. nach Personalbüro 500 Wartungsvertrag mtl. in Tranchen



Zeitpunkt 3/01 6/01 bis 3/02 4/02



nach 4/02
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Die Montagefirma meldet – sofern Meldepflicht besteht – für alle Merkmale 5 und die Zulieferfirmen der Vorprodukte in Summe 17. Die Doppelzählungen belaufen sich bei Auftragseingang, Produktion und Umsatz auf 17, für die Montage auf 0. (*Preisgleitklausel) 3. Fall: Ein gleichberechtigtes Konsortium erbringt jeweils eigenständige Pakete. Dann sind für die einzelnen Pakete alle Fälle zwischen den aufgeführten Fallbeispielen 1 und 2 für die statistischen Meldungen denkbar, die entsprechende Auswirkungen auf die Konjunkturdaten hinsichtlich ihres Umfangs und zeitlichen Verlaufs haben. Sofern alle Meldepflichtigen die gleichen Kriterien und Nomenklaturen verwenden, ergeben sich in Summe maximal die Diskrepanzen zwischen Fall 1 und 2. Auf ein besonders gravierendes Problem, das durch sog. Outsourcing entsteht, sei an dieser Stelle hingewiesen. Ausgangspunkt ist das 1. Fallbeispiel. 4. Fall: Aus unternehmensstrategischen Gründen werden nach Auftragserteilung die Dienstleistungsund Softwareabteilungen als rechtlich selbständige Unternehmen ausgegründet. Folgende Daten tauchen in der Statistik auf: Firma 1 Merkmale Auftragseingang Produktion Umsatz Beschäftigte



Meldeumfang 90 mtl. nach Fortschritt 57 57 ohne DL-Köpfe ab Ausgliederung 300



Zeitpunkt 1/01 6/01 bis 3/02 4/02



Montage- und Zulieferfirma melden wie gehabt, „verloren“ gegangen sind die Abrechnungen und Mitarbeiter der ausgegründeten Abteilungen. Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass absolut gleiche ökonomische Sachverhalte nämlich Erstellung und Lieferung einer Produktionsanlage, in Einklang mit den gesetzlichen Meldebestimmungen – oder vielmehr auf Grund der gesetzlichen Regelungen – zu völlig unterschiedlichen statistischen Aussagen führen. Unterschiedlich erfasst werden Umfang und zeitliche Struktur der Meldevorgänge. Besonders gravierend erscheint die Abweichung am Fallbeispiel 4, das in der Realität seit vielen Jahren sehr häufig in vielen Spielarten vorkommt und die Erosion der statistischen Datenbasis im Produzierenden Gewerbe mitverursacht. Durch die vermeintlich strukturellen Brüche im Zeitpunkt des Geschehens werden die gerade bei Konjunkturbeobachtern beliebten Zeitvergleiche erheblich gestört und z.B. ein Abbau von Beschäftigtenzahlen signalisiert, der nicht stattgefunden hat. Ähnliche Fehlinterpretationen ergeben sich daraus, dass von Anfang an als Dienstleistungsunternehmen gegründete Firmen gar nicht er21
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fasst werden und nicht in die Marktdarstellung eingehen können. Dadurch kommt es zu verzerrenden Auswirkungen auf abgeleitete Messziffern und Indikatoren. Die Differenzierung der statistischen Durchleuchtung der einzelnen Wirtschaftsbereiche wird an Hand der (vereinfachten) Übersicht im Anhang deutlich. Es kann gesagt werden, dass den relativ gut ausgebauten – gleichwohl der Erosion unterliegenden – Erhebungen von kurz- und längerfristigen Statistiken im Produzierenden Gewerbe keine gleichgearteten Zahlen für die am BIP-Aufkommen erheblich bedeutenderen Dienstleistungsbereiche gegenüber stehen. Gemessen an der Statistikflut für die Landwirtschaft befindet man sich gerade in den am schnellsten wachsenden Bereichen der produktbezogenen Dienstleistungen in einem echten Datennotstand. So ist es weder möglich, den intrasektoralen Strukturwandel im Produzierenden Gewerbe noch die intersektoralen Veränderungen abzubilden. Soweit überhaupt vorhanden, sind statistische Informationen weder nach Art der Merkmale, noch nach Umfang und Periodizität vergleichbar, selbst wenn sie zum gleichen Marktgeschehen gehören. Leider ändert daran auch das neue Dienstleistungsstatistikgesetz nichts, da die bestehenden Lücken und Mängel nicht behoben werden. Die Darstellung darf zudem nicht zu dem Trugschluss führen, als seien die Daten für das Produzierende Gewerbe in sich stimmig und lückenlos. Dies ist nicht der Fall, auch hier sind viele konzeptionelle Ungereimtheiten zu beklagen. So sind z.B. Erhebungsumfang und Bewertung zwischen Produktions- und Außenhandelszahlen äußerst unterschiedlich.



Zur Bedeutung der produktbezogenen Dienstleistungen Produktbezogene Dienstleistungen spielen in der Informationsgesellschaft eine zunehmend wichtige Rolle. Insbesondere für die Wettbewerbsfähigkeit der Investitionsgüterindustrie kommt ihnen ein zentraler Stellenwert zu. Trotz hoher Produktivität wird die deutsche Industrie einen Preiswettlauf mit Billiglohnländern nicht gewinnen können. Um der Preiskonkurrenz zu entgehen, wird der deutschen Industrie vielfach empfohlen, sich vom Produkthersteller zum Systemanbieter zu wandeln. Dies erfordert ein Komplettangebot von Sachgütern und produktbezogenen Dienstleistungen. Solche Leistungen greifen vor dem Verkauf des Produktes, während seiner Nutzungszeit wie auch nach Ablauf der wirtschaftlichen Nutzungsdauer. Zu ihnen zählen neben den klassischen Schulungs-, Wartungs-, und Instandhaltungsangeboten auch innovative Engineering-Leistungen, Betreibermodelle, Finanzdienstleistungen, Upgrading der Produkte und die Rücknahme und Entsorgung. Um die neuen Kernkompetenzen auch innerbetrieblich abbilden zu können, verschmelzen in den Unternehmen immer mehr bislang getrennte Funktionen. Elektronische Sensoren und Aktoren werden durch Kommunikationsnetzwerke miteinander verknüpft. Steuer- und Regelungstechnik sind Schlüsselbausteine für die Fabriken von heute und morgen. Diese Verschmelzung bleibt nicht auf den herkömmlichen Produktionsprozess beschränkt. Vielmehr wachsen auch die innerbetrieblichen Informations- und Kommunikationssysteme mit der Produktion zusammen. Diese technisch-organisatorische Entwicklung hin zu mehr Dienstleistungen wird aber auch von der Nachfrageseite, den Kundenanforderungen, erzwungen. Die zunehmende Leistungsfähig-
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keit und Komplexität von Produkten und Systemen führt zu einem wachsenden Bedarf an Beratung und Service. Anspruchsvolle Kunden erwarten nicht nur einfach Produkte, sondern maßgeschneiderte Lösungen einschließlich der hierfür erforderlichen Dienstleistungen. Die Kompetenz, den Forderungen des Kunden auch in dieser Hinsicht zu entsprechen, wird neben Kostenund Technikaspekten zum entscheidenden Wettbewerbsfaktor. Vom Engineering über die Systemintegration bis zur Bereitstellung der notwendigen Infrastruktur und den laufenden Betrieb der Systeme sowie ihre Wartung reichen die Leistungen, die ein moderner Hersteller heute bietet und bieten muss. Produktbezogene Dienstleistungen haben eine wesentliche Funktion für den Unternehmenserfolg. Je vollständiger das komplementäre Dienstleistungsangebot des Herstellers ist, desto größer ist die Effizienz der Sachgüter. Nicht die technische Fähigkeit des Produktes alleine, sondern gleichwertig die Dienstleistungen, die die Möglichkeiten für den Kunden erschließen, stehen im Mittelpunkt.



Unzureichende Abbildung des Strukturwandels Alle geschilderten Prozesse bewirken die sogenannte „Tertiarisierung“ der Sachgüterproduktion. Diese neue Ausrichtung, kommt jedoch in der amtlichen Statistik, die die wirtschaftlichen Transaktionen überwiegend institutionell erfasst, nur unzureichend zum Ausdruck. Industrieunternehmen beziehen die benötigten Dienstleistungen nicht nur von darauf spezialisierten Dienstleistern, die dem tertiären Sektor zugeordnet sind. Es ist eine Frage der Kernkompetenzen, welche Dienstleistungen die Unternehmen selbst erbringen und welche sie von anderen Unternehmen einkaufen. Gerade in der Investitionsgüterindustrie findet die angesprochene Tertiarisierung im Unternehmen statt. Aus der Statistik sehen wir jedoch nicht, welche dramatischen Wandlungen innerhalb der Industrie sich zugunsten von Dienstleistungen vollziehen, die ja nichts anderes sind, als die gleichen Dienstleistungen, die außerhalb der Industrie erstellt und vermarktet werden und unter die Rubrik „sonstige Dienstleistungen“ fallen. Über die Aussagefähigkeit einer solchen Position auf der Basis einer auf die gesamten Dienstleistungsbereiche gezogenen 15% - Stichprobe – ohne Kenntnis der Grundgesamtheit! – soll hier nicht spekuliert werden. An dieser Stelle sei bemerkt, dass dieser Gedanke über den intraindustriellen Strukturwandel schon in einem Rede-Manuskript des damaligen Vorsitzenden des Statistischen Ausschusses des BDI , (Dr. Simon), auf der 34. Tagung des Statistischen Beirates am 2. Juni 1987 im Statistischen Bundesamt in Wiesbaden dargelegt ist. Einem Brief des damaligen Präsidenten des Statistischen Bundesamtes (Hölder) vom 20.1.1987 ist zu entnehmen: „Rechtzeitig zum Beginn der neuen Legislaturperiode sollten auch im Hinblick auf die notwendigen Änderungen einzelner statistischer Vorschriften Konzeptionen entwickelt werden, die dem Informationsbedarf und der Wirtschaftlichkeit durch Betonung der Systemzusammenhänge und der intensiven Nutzung einmal gewonnener Informationen entsprechen.“ Statistisches Neuland muss beschritten werden. Die Unternehmen, ihre Techniker, Kaufleute und alle ihre Entscheidungsträger haben Entwicklungen in die Wege geleitet, die eine Verände-
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rung der ökonomischen Realität bewirken. Die Statistiker sollten sich ebenfalls auf diesen Weg begeben, um ihrem Auftrag gerecht zu werden: die ökonomische Realität adäquat abzubilden. Es müssen neue Statistik – Kategorien geschaffen werden, damit künftig verlässliche Daten als Grundlage für wirtschaftspolitische Entscheidungen geliefert werden können.



Ansatzpunkte für ein neues Konzept Gibt es Verbesserungsmöglichkeiten? Bei der Beantwortung dieser Frage wird man häufig darauf verwiesen, dass durch gezielte Marktuntersuchungen die Datenlücken gefüllt werden können. Dies hilft im Grunde nicht viel weiter, da die gravierenden systemimmanenten Mängel dadurch nicht beseitigt, oft nicht einmal vermindert werden. Das haben auch die gemeinsamen Erhebungen des ZVEI und des VDMA zu den produktbezogenen Dienstleistungen gezeigt. Trotz aussagefähiger Ergebnisse können sie nicht mehr sein als eine Augenblicksaufnahme, die die Dimension deutlich macht. Wir brauchen bereichsübergreifende, konsistente Erhebungen die sich an den Funktionen orientieren und sich nicht nur nach der juristischen Zuordnung eines Unternehmens zu diesem oder jenem Wirtschaftsbereich richten. Die strikte Unterscheidung zwischen Produzierendem Gewerbe und Dienstleistern ist obsolet, da die physische Produktion und produktbezogene Dienstleistungen nicht mehr in die dafür bislang vorgesehen Abgrenzungen passen. Grundvoraussetzung für die Schaffung eines aussagefähigen Berichtswesens, das dem Systemgedanken gerecht wird, sind Nomenklaturen, die den Marktbegriffen besser entsprechen und auf Änderungen flexibler reagieren als die starren, an den Bedürfnissen der Zöllner ausgerichteten Systeme. Vielleicht sollte man an einem Kerngebiet der „New Economy“ testen, ob und wie weit sich solch ein Gedanke umsetzen lässt. Die entsprechende Nutzung eines funktionsfähigen Unternehmensregisters ließe die Probe aufs Exempel zu. Vielleicht gelingt es auch, eine Konzeption zu erarbeiten, um auf der Basis einer zeitgemäßen Berufsklassifizierung, z.B. die Daten des Mikrozensus und der Volkszählung, der Kostenstrukturerhebung, der Sozialversicherungs- und der Umsatzsteuerstatistik zusammenzuführen. Es sollten also im Sinne eines Baukastenprinzips die vorhandenen Informationen genutzt werden, d.h. es müssen z.B. Statistiken über Beschäftigte mit anderen Merkmalen zusammenpassen, so dass die Durchlässigkeit einmal erhobener Daten für verschiedene Aussagen verbessert wird. Auf diese Weise könnte man über die Beschäftigtenstrukturen auch dem hohen Wertschöpfungsanteil der produktbezogenen Dienstleistungen innerhalb des Produzierenden Gewerbes näher kommen.
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Herbert Kriegbaum Vergleichbare und aussagefähige Daten für Europa in einer globalisierten Wirtschaft 1. Viele Zweige der deutschen Wirtschaft stehen traditionell im harten internationalen Wettbewerb. Sie mussten schon immer den Blick über die Grenze pflegen. Mit dem Europäischen Binnenmarkt, der einen Großteil der nationalen Zäune beseitigt hat, wurde jedoch eine neue Dimension erreicht. Nun zählt für die meisten Unternehmen nur noch, wie sie sich in diesem Umfeld behaupten, der einheimische Markt verliert dagegen strategisch an Bedeutung. Damit verschieben sich natürlich auch die Anforderungen an die Marktforschung: Nationale Daten allein interessieren immer weniger, sie gewinnen erst im Kontext eines europäischen Zahlenwerks die gesuchte Aussagefähigkeit. Im Zeichen einer fortschreitenden Globalisierung greift allerdings auch diese europäische Perspektive immer häufiger zu kurz, sie bleibt aber auf jeden Fall der erste Schritt. Aus der Sicht eines Industrieunternehmens, aber auch noch in der Betrachtung eines Industriezweiges interessieren vor allem Marktvolumina, weil sich mit ihrer Hilfe Marktpositionen eingrenzen lassen, Daten zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit und zur Kostensituation, strukturelle Veränderungen auf der Angebots- und der Nachfrageseite und natürlich Indikatoren zur aktuellen konjunkturellen Entwicklung. Die wichtigsten Bausteine für diese Themen kommen aus den detaillierten Produktions- und Außenhandelsstatistiken, aus den diversen Erhebungen nach fachlichen Unternehmensteilen (Umsatz, Beschäftigte, Investitionen, Kostenstruktur), der Berechnung von Konjunkturindizes (für Auftragseingang, Produktion oder Preise). Hier handelt es sich um Zahlen der amtlichen Statistik. Darüber hinaus können Bilanzstatistiken, Direktinvestitionen oder der Aufwand für Forschung und Entwicklung interessierten, die teilweise von anderen Institutionen erhoben werden. 2. In der europäischen Statistik hat sich in dem vergangenen Jahrzehnt viel getan. Die EU hat auf vielen Statistikfeldern Mindestanforderungen definiert und fleißig Nomenklaturen harmonisiert. Damit hat sie für die nationalen Statistiken bindende Vorschriften geschaffen, die sicherstellen sollen, dass die Gemeinschaft ein geschlossenes einheitliches Zahlenwerk besitzt. Dies war ein mühsamer Prozess. Inzwischen liegen viele europäische Zahlen nach den neuen Modalitäten auf dem Tisch. Darunter findet sich auch manches, was zu recht als Fortschritt bezeichnet werden kann. Wer heute versucht, EU-weit wirtschaftliche Zusammenhänge zu analysieren, dem bietet das von EUROSTAT aus den Zulieferungen der nationalen statistischen Ämter zusammengetragene Material immerhin eine Basis. 3. Dennoch bleiben auch jetzt noch viele Enttäuschungen. Das hängt zunächst einmal daran, dass die von EUROSTAT angebotenen Datenbanken noch immer sehr lückenhaft sind, weil nicht alle Länder ihre Daten vollständig und einigermaßen zeitnah melden. Lassen Sie mich diese Dinge großzügig als Anlaufschwierigkeiten abbuchen, denen man mit viel Geduld begegnen muss und über die wir hier nicht weiter reden müssen. Schwerer wiegen dagegen die Mängel, die auf Konstruktionsfehler zurückzuführen sind. Bei dem Versuch, den Harmonisierungsprozess zu beschleunigen, wurden seinerzeit entscheiden25
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de Punkte nicht ausdiskutiert und manch fauler Kompromiss wurde geschlossen. Das betrifft vor allem die Nomenklaturen, die eine entscheidende Vorbedingung für die Aussagefähigkeit der erhobenen Zahlen darstellen. Es setzt sich fort mit einem generellen Qualitätsverfall, der sich bei Übergang von den alten nationalen Erhebungssystemen auf das gemeinschaftliche Verfahren eingeschlichen hat. Das beginnt auf der nationalen Ebene und verstärkt sich bei der Aggregation der europäischen Daten. Befördert wurde dieses Problem noch dadurch, dass in einer Übergangsphase, die der amtlichen Statistik zweifellos Mehrbelastungen gebracht hat, ihr finanzielles Korsett noch enger geschnürt wurde. Neben diesen Schwachstellen hat das europäische Statistiksystem bisher auch kaum etwas dazu beigetragen, die wachsende Kluft zwischen der wirtschaftlichen Realität und ihrer Abbildung in Daten zu schließen. Aus dieser Diskrepanz ergeben sich die gravierendsten Mängel. Die Beschäftigung mit den Schwächen der EU-Statistik, frönt natürlich nicht der Lust an destruktiver Kritik, sie soll aber auch keine Bestandsaufnahme sein, die sich ohnmächtig in die Gegebenheiten fügt. Mein Ziel ist es vielmehr, den Reparaturbedarf aufzuzeigen und damit einen Beitrag für eine aktive Weiterentwicklung des Systems zu leisten. Ich will im folgenden die bisher allgemein formulierten Kritikpunkte an Beispielen konkretisieren. Diese orientieren sich vor allem an den Verhältnissen aus der Sicht des Maschinenbaus, für den ich über Jahre hinweg immer wieder versucht habe, Entwicklungen und Strukturen in der EU zu analysieren. Der jüngste Anlauf fand hier im zweiten Halbjahr 2000 statt, meine Eindrücke geben also eine aktuelle Bestandsaufnahme wieder. 4. Beginnen wir mit den Konstruktionsfehlern in den Nomenklaturen. Sie stehen aus der Sicht der Wirtschaft obenan, weil sich an dieser Stelle entscheidet, wie weit das Zahlenmaterial auch für detaillierte Analysen taugt. Aus der Sicht der Politik, die vorwiegend an Globalzahlen interessiert ist, mag das anders aussehen. Sie sollte jedoch nicht vergessen, dass die Wirtschaft als ein Hauptdatenlieferant auch einen - zumindest moralischen - Anspruch auf einen verwertbaren Output hat. Und außerdem trägt die Praxisnähe einer Nomenklatur entscheidend zur Qualität der erhobenen Zahlen bei. Aber das ist bereits eine Einsicht, zu der ein Globalbetrachter wohl gar nicht vorstoßen kann. Um was geht es in diesem Punkt? Im wesentlichen um die PRODCOM, die Erhebungsnomenklatur für die Produktionsstatistik, und die NACE Rev. 1, die Klassifikation der Wirtschaftszweige. Die PRODCOM wurde aus der Außenhandelsnomenklatur der EU, der sog. Kombinierten Nomenklatur (KN), abgeleitet. Das hatte den Vorzug, dass hier ein komplettes Referenzsystem zur Verfügung stand, an das man sich anhängen konnte. Gleichzeitig schien damit auch der alte Wunsch nach einer Kongruenz zwischen Produktions- und Außenhandelsnomenklatur erfüllt. Bei diesem einseitigen Vorgehen blieben natürlich Anliegen der Produktionsstatistik, wie die Darstellung von Produktions- zusammenhängen, auf der Strecke. Sie wurden dem Diktat der Zöllner geopfert, denen es stets um eine vordergründige Erkennung von Waren geht. Wie diese aus welchem Material für welchen speziellen Kundenkreis produziert werden, interessiert hierbei kaum. Darunter leiden vor allem die Hersteller von Zwischenprodukten wie beispielsweise Gießereien, Stahlverformer oder Schmieden, deren Produkte nur noch unvollständig zu orten sind. 26
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Die europäischen Verbände versuchten in der Diskussion der PRODCOM das Schlimmste zu verhindern. Dabei setzten sie auch sehr stark auf die Möglichkeit einer weiteren Unterteilung in sog. B-Positionen, deren Erhebung den einzelnen Ländern freigestellt ist. Das hat sich nicht bewährt. Zum einen übersahen sie, dass bei dem Versuch, auf diese Weise doch noch Produktionsgesichtspunkte auf die Nomenklatur draufzupacken, zu viele Geheimhaltungsfälle entstehen. Zum anderen zeigte sich, dass die Mehrzahl der EU-Länder nicht willens war, diese BPositionen zu bedienen. Deshalb kann es für diese natürlich auch keine EU-Gesamtzahlen geben. Und so ist es fast konsequent, wenn die EU inzwischen vorgeschlagen hat, alle BPositionen ersatzlos zu streichen. Bei der Festlegung der NACE Rev. 1 stand ein Gliederungsschema (ISIC Rev. 3) Pate, das von einer kleinen Expertengruppe bei der UN entwickelt worden war - unter Ausschluss der Wirtschaft. Es war als Vorlage für eine auch die USA und Japan einschließende Harmonisierung gedacht. Die EU-Statistiker sahen in einer weitgehend unveränderten Umsetzung zweifellos aber auch die Chance, ohne allzu lange Diskussionen zum Ziel zu kommen. Diese Nomenklatur verstößt an vielen Stellen gegen die in der wirtschaftlichen Realität vorhandenen Strukturen. Deshalb liefen viele Sektoren gegen sie Sturm - allerdings erfolglos. So kennt die NACE Rev.1 keine Elektrotechnik und als Maschinenbau definiert sie auch die Waffen und elektrische und nicht-elektrische Haushaltsgeräte. Manche dieser Konstruktionsfehler lassen sich bei der Analyse dadurch ausmerzen, dass man aus den ausgewiesenen Teilaggregaten eigene Zahlen berechnet. Am Beispiel des Maschinenbaus sieht das so aus, dass nicht der NACE-Zweisteller 29 übernommen wird, sondern nur die Dreisteller 29.1 bis 29.5 aufaddiert werden. Damit sind die Waffen (29.6) und die Haushaltsgeräte (29.7) eliminiert und man erhält eine Abgrenzung, die dem Maschinenbau schon ziemlich nahe kommt. Nicht ganz so glatt läuft es in der Elektrotechnik, weil hier selbst auf der Vierstellerebene, für die ohnehin nur wenige Daten vorliegen, nicht immer eine eindeutige Zuordnung möglich ist. Dieses Procedere bleibt allerdings unbefriedigend. Zum einen verwirrt das Nebeneinander von verschiedenen Maschinenbaubegriffen das Publikum. Zum anderen liegen viele Zahlen aber auch nur auf der Zweistellerebene vor, hier ist eine Korrektur also gar nicht möglich. Das gilt beispielsweise für die Produktions- und Preisindices, Personalkosten oder Regionaldaten unterhalb der Länderebene. Aber auch im deutschen Zahlenwerk, das noch relativ gut untergliedert ist, stößt man auf Grenzen. Hier liegen die von der Bundesbank betreuten Direktinvestitionen und die Unternehmensbilanzen nur für Zweisteller vor. Mit dem Übergang auf die neue Klassifikation hat dies dem Maschinenbau beispielsweise eine sprunghafte Verbesserung der Umsatzrentabilität beschert. (Ich habe hier als Verursacher die Waffenhersteller im Verdacht, aber theoretisch kommen natürlich auch die Produzenten von Haushaltsgeräten in Frage.) An dieser Stelle muss ich allerdings auch zugeben, dass es gerade für diese beiden Statistiken bisher überhaupt noch keine harmonisierten EU-Daten, sondern nur bruchstückhafte Informationen einzelner Länder gibt. Bei der NACE Rev. 1 stimmt aber nicht nur die große Linie nicht. Auch im Detail ist manches schief und manch anerkannter Begriffsinhalt wird unter der Hand umdefiniert. Es werden unbedeutende Industrien getrennt ausgewiesen, während wichtige Bereiche in Restgruppen verschwinden. So gibt es im Maschinenbau zwar „Industrieöfen und Brenner“ (1999: 1,7 Mrd. DM),
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aber keine „Druckereimaschinen“ (9,7 Mrd. DM) oder „Kunststoffe- und Gummimaschinen“ (7,3 Mrd. DM). Ich will die Bestandsaufnahme zum Thema Nomenklaturen mit dem Hinweis abschließen, dass die USA ab 1997 eine neue Wirtschaftszweigklassifikation (NAICS) eingeführt haben, die sich nicht an die ISIC Rev. 3 anlehnt, sondern einem vollkommen eigenständigen Konzept folgt. Hier werden die beklagten Konstruktionsfehler vermieden, mit dieser Klassifikation könnte die deutsche Industrie gut leben. Und die Japaner fahren weiterhin ihre alte Nomenklatur. 5. Mein nächster Punkt betrifft den von mir beobachteten Qualitätsverfall, der sich mit dem Übergang auf neue EU-Statistiken eingeschlichen hat. Mit ihm kann man sich, das ist mir bewusst, bei der amtlichen Statistik nur unbeliebt machen, weil man dort einen Konsens hat, dass es dieses Thema überhaupt nicht gibt. Es beginnt damit, dass praxisfremde Nomenklaturen natürlich Meldeunsicherheit schaffen, sie reduzieren bei den Meldern aber auch die Bereitschaft zur zuverlässigen Mitarbeit. Für die nationalen Statistikämter bedeuteten viele EU-Vorgaben unterm Strich eigentlich zusätzliche Arbeit, die aber nicht finanziert wird. Also findet sie nicht statt. Und EUROSTAT, das letzte Glied in der Kette, ist schon froh, wenn die nationalen Ämter ihre Zahlen einigermaßen fristgerecht liefern. Es kann und will für die Qualität nicht gerade stehen. Deshalb findet der Nutzer im europäischen Datenpool immer wieder Zahlen, die offensichtlich falsch sind. Rückfragen laufen dann jedoch meistens ins Leere. Es gibt einen konkreten Bereich, in dem das Zahlenmaterial besonders schlecht ist, ohne dass es vielen Nutzern bewusst ist: Das ist die Außenhandelsstatistik, insbesondere aber der Teilbereich des innergemeinschaftlichen Handels. Seit 1993 werden die Bezüge aus und die Lieferungen nach anderen Mitgliedsstaaten abgekoppelt vom Grenzübertritt, der ja nicht mehr kontrolliert wird, direkt bei den am Handel beteiligten Unternehmen erfragt (INTRASTAT). Das funktioniert noch leidlich gut auf der Lieferseite, weil hier der Meldekreis einigermaßen stabil ist und die Melder ihre Ware meistens auch sinnvoll einklassifizieren können. Es funktioniert jedoch ausgesprochen schlecht auf der Bezugsseite, weil hier der Meldekreis stark „vagabundiert“ und sich deshalb viele Käufer einer statistischen Meldung entziehen können. Hier kommt es deshalb auch acht Jahre nach dem Übergang auf INTRA-STAT noch permanent zu einer gewaltigen Untererfassung. Das lässt sich anhand der sog. „Spiegelbetrachtung“ belegen. Im Maschinenbau sieht das für Deutschland wie folgt aus: Die in den Statistiken unserer EU-Partner ausgewiesenen Lieferungen in die Bundesrepublik liegen in der Summe seit Jahren um 30 bis 35 % über den hier erfassten Bezügen. In den einzelnen achtstelligen KN-Positionen gibt es natürlich eine größere Streuung, ja es existieren sogar einige Positionen mit einem Bezugsüberschuss. Tendenziell bieten alle EU-Länder ein ähnliches Bild. Es muss hier aber auch festgehalten werden, dass die relative Differenz in Deutschland besonders groß ist. Natürlich kann man nicht erwarten, dass die korrespondierenden Warenströme in den Statistiken der Handelspartner immer gleich nachgewiesen werden. Das war auch vor INTRASTAT nicht der Fall. Dazu gibt es zu viele Zuordnungsdifferenzen und andere Probleme. Das gilt allerdings eher auf der Ebene der achtstelligen Positionen als für größere Aggregate. Für den
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Maschinenbau insgesamt bewegten sich die Abweichungen der korrespondierenden Außenhandelsströme vor 1993 stets unter 5%. In der Marktforschung, aber auch in der Analyse eines Wirtschaftszweiges, gilt dem Marktvolumen besonderes Interesse. Bei allem Wissen um statistische Unzulänglichkeiten wird es üblicherweise nach der Formel Produktion minus Export plus Import errechnet. Werden die Importe systematisch untererfasst, dann landet man natürlich bei einer zu niedrigen Marktversorgung. Daraus resultiert wiederum eine zu niedrige Importquote, und der einheimischen Industrie wird eine zu starke Marktposition vorgegaukelt. Bei dem Versuch, den EU-Markt zu durchleuchten, ergeben sich in dem konkreten Fall zusätzliche Ungereimtheiten: Das Marktvolumen für den gesamten Binnenmarkt lässt sich mit Hilfe der Zahlen für den Drittländerex- bzw. -import bestimmen. Hier fällt der Intrahandel heraus, denn er verbleibt ja auf dem Markt. Da jedoch die Berechnung der Marktvolumina der einzelnen Mitgliedsländer aus den genannten Gründen viel zu niedrig ausfällt, verfehlt ihre Addition das EU-Marktvolumen beträchtlich. Um der Realität wenigstens ein Stück näherzukommen, haben wir im VDMA 1994 entschieden, dass wir im Bereich des Intrahandels nur mit den Lieferzahlen arbeiten, die Bezugszahlen jedoch spiegelbildlich berechnen, und zwar auf der Ebene der achtstelligen Warenpositionen. Natürlich ist das eine Notlösung. Sie erfordert einen riesigen Rechenaufwand, der sich dank der Datentechnik jedoch leisten lässt. Ärgerlicher ist dagegen der Zeitverlust, der dadurch in Kauf genommen werden muss, dass das langsamste EU-Land das Tempo bestimmt. Für all diejenigen, die nur an gesamtwirtschaftlichen Daten interessiert sind, habe ich noch einen Trost: Hier werden die deutschen Bezüge aus den EU-Partnern der Realität angenähert, indem das Statistische Bundesamt in der Position 9999 0001 „Antwortausfälle im Intrahandel“ die Lücke mit einer größeren Schätzung zu schließen versucht. Dabei orientiert es sich an Daten aus der Umsatzsteuerstatistik. Im Jahre 1999 wurde hier ein Betrag von 28,5 Mrd. DM ausgewiesen. Bevor ich das Kapitel Außenhandel schließe, muss ich allerdings auch noch auf eine andere unbefriedigende Sache hinweisen: Das Statistische Bundesamt bietet gegen Ende des Folgejahres eine Jahreskorrektur der zuvor monatlich veröffentlichten vorläufigen Außenhandelszahlen an. Im Maschinenbau wurden hier in den letzten Jahren die Exporte stets beträchtlich nach oben korrigiert, 1999 um insgesamt 4,1 Mrd. DM bzw. um rund 3 %. Der VDMA übernimmt diese Korrekturen in seine Zahlen, andere tun es nicht. Richtig kompliziert wird die Sache dann, wenn aus den Monatsmeldungen die vorläufigen Jahreszahlen für 2000 vorliegen. Vergleichen wir diese mit den endgültigen Zahlen für 1999, dann weisen wir die Entwicklung, die ja in der aktuellen Betrachtung wichtiger ist als die absolute Größenordnung, zu schlecht aus, denn nach der Erfahrung der letzten Jahre fehlen uns hier noch einige Mrd. DM! Zur Berechnung von Veränderungsraten kramen wir deshalb noch einmal die vorläufigen Daten für 1999 heraus, d. h. wir jonglieren - in Abhängigkeit von der gerade interessierenden Fragestellung - mit den Daten. 6. Der Statistik fällt es prinzipiell schwer, Realitätsveränderungen schnell und angemessen abzubilden. Zum einen gibt es das berechtigte Interesse nach Kontinuität der Daten, zum anderen erfordert jede Änderung in unserem komplizierten Statistikapparat einen langen Vorlauf.
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Richtig schwierig wird es, wenn die Reaktion auf eine veränderte Realität auch noch zusätzliches Geld kosten würde. Diese institutionelle Trägheit der Statistik trifft heute auf ein Wirtschaftsgeschehen, das sich schneller und radikaler verändert als dies in früheren Epochen der Fall war. Der entscheidende Anstoß hierzu kommt vor allem von der Informations- und Kommunikationstechnologie, die auch in der „Old economy“ alle Prozesse so grundlegend verändert, dass diese Abgrenzung in „new“ und „old“ von Anfang an obsolet war. Das soll an einigen Beispielen aus dem Maschinenbau gezeigt werden: Mit der Integration von Mikroelektronik, Sensorik oder Bildverarbeitung in die Maschine haben sich die Fertigungsprozesse grundlegend gewandelt. Immer seltener sucht der Kunde eine Maschine für den „Stand alone“-Betrieb. Er benötigt ein System, in dem die eigentlichen Fertigungsmaschinen mit einer umfangreichen Logistik und mit einer qualitätssichernden Prüftechnik gekoppelt sind. Das Ganze wird natürlich computergesteuert und benötigt neben der Hardware auch eine Menge Software, die nur zum kleineren Teil konfektioniert ist, zum größeren aber speziell erstellt werden muss. Sie können sich auch vorstellen, dass das Knowhow, das solch komplexe Fertigungssysteme erfordern, immens ist, und dass es sehr teuer wird, wenn die Systeme durch einen Defekt lahmgelegt werden. Deshalb benötigt der Investor weitere Dienstleistungen wie Beratung, Schulung oder Wartung, die heute vielfach mittels Teleservice erfolgt. All das muss ein Maschinenhersteller auf der Pfanne haben, wenn er als Systemlieferant konkurrenzfähig sein will. Einen Teil der Dienstleistungen kauft er von Spezialisten zu, die meisten erbringt er jedoch aus strategischen Gründen selbst. Was bedeutet dies aus dem Blickwinkel des Statistikers? -



Die Produktinnovation beschleunigt sich, es entstehen in schneller Folge Maschinen mit neuer Leistungscharakteristik, die nicht in das alte Erfassungsschema passen.



-



Immer häufiger tritt an die Stelle der noch einigermaßen klar klassifizierbaren Einzelmaschine ein umfangreiches System, das nur noch unzureichend durch einzelne Elemente definiert werden kann.



-



Die Leistungspalette des traditionellen Industrieunternehmens enthält einen wachsenden Anteil produktbegleitender Dienstleistungen.



-



Es entstehen völlig neue Fertigungsketten.



Ähnlich sieht der Katalog in anderen Industriezweigen, beispielsweise in der Elektrotechnik aus. Bei der Etablierung des Europäischen Statistiksystems hat die Industrie natürlich versucht, solche Punkte in die Diskussion einzubringen. Sie hatte damit aber wenig Erfolg, weil diese Anliegen den Einigungsprozess - zugegebenermaßen - kompliziert hätten. Sie hätten teilweise in Neuland geführt, und deshalb hatten auch die Industrievertreter noch keine Patentlösung parat. Dadurch, dass man sich der Diskussion erst gar nicht gestellt hat, wurde jedoch ein Statistiksystem etabliert, das auf überholte Nomenklaturstrukturen der Außenhandelsstatistik zurückgriff. In dieses Prokrustesbett wurde alles eingepasst, entweder zugestutzt oder gestreckt. Das gilt für die Hardwareseite. Dem Anliegen, zur adäquaten Abbildung der veränderten Produktionsrealität in weiten Bereichen der Industrie auch die Erstellung produktbegleitender Dienstleistungen zu erfassen, war 30
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sieht man einmal von der Montage und Reparatur ab - ebenfalls kein Erfolg beschieden. Das bedeutet zum einen, dass die Produktionsstatistik die wirtschaftlichen Aktivitäten nur noch bedingt erfasst. Zum anderen öffnet sich aber auch eine Grauzone, weil die Melder nicht richtig wissen, ob sie diese Dienstleistungen der Hardware zuschlagen sollen oder nicht. Nach meinem Hinweis, dass die Statistik immer ein Stück hinter der Realität herhinkt, könnten Sie sagen: Warum die ganze Aufregung? Doch es geht hier nicht nur darum, dass bei einem fundamentalen Systemwechsel die Chance zur Modernisierung allzu bereitwillig dem leichteren Konsens auf der Basis alter Standards geopfert wurde. In der Zwischenzeit hat sich auch die Sorge verfestigt, dass damit auf Jahre hinaus nicht mehr viel bewegt werden kann. Das europäische System ist nicht nur in seinen Entscheidungsprozessen noch schwerfälliger und damit weniger entwicklungsfähig als jede nationale Statistik. Als ganz großes Problem erweist sich auch das Abhängigkeitsgeflecht zwischen den verschiedenen Nomenklaturen. Es hat zweifellos die Logik auf seiner Seite, in der Praxis bedeutet es aber, dass sich fast nichts mehr bewegen lässt. So wird es im Maschinenbau beispielsweise erst dann gelingen die „Montage- und Handhabungstechnik“, ein Kernstück der stark expandierenden „Fabrikautomation“, in der KN und damit dann auch in der PRODCOM abzubilden, wenn sie in dem HS, der übergeordneten internationalen Außenhandelsnomenklatur, einen eigenständigen Platz gefunden hat. Der Antrag, der hierzu läuft, zielt auf eine für 2007 ins Auge gefasste HS-Revision. Skeptiker rechnen allerdings jetzt schon damit, dass es darüber auch 2010 werden kann. Solche Perspektiven beflügeln natürlich nicht die Gestaltungsfreude, so dass die Systemstarrheit von vielen auch resignierend als gottgegeben akzeptiert wird. 7. Wir sind hier zusammengekommen, um darüber nachzudenken, wie unser statistisches System modernisiert werden kann. Dabei verbietet sich Resignation. Beginnen wir mit den europäischen Nomenklaturen. Hier wäre zweierlei wünschenswert. Zum einen muss es gelingen, wieder mehr Flexibilität für die permanent nötige Aktualisierung zu gewinnen. Das betrifft in erster Linie die Güterverzeichnisse KN und PRODCOM. Diese sind im übrigen für die Unternehmen und ihre Verbände nur dann brauchbar, wenn sie einen hohen Detaillierungsgrad behalten. Diese Anmerkung reflektiert auf die bei EUROSTAT immer wieder erkennbare Neigung, Nomenklaturen zu „vereinfachen“. Zum anderen brauchen wir aber auch einen Kraftakt, der die bei der übereilten Harmonisierung entstandenen strukturellen Ungereimtheiten revidiert. Das betrifft vor allem die NACE. Hier muss schon bald die Diskussion für eine Rev. 2 eingeleitet werden. Diese darf sich dann ruhig etwas Zeit lassen, damit es diesmal gelingt, alle wichtigen Aspekte einzufangen. Schwierig wird es sein, den von mir beobachteten Qualitätsverfall zu stoppen oder gar rückgängig zu machen. Da er vor allem auf der unteren Zahlenebene sichtbar wird, in der Aggregation aber verschwimmt, fehlt hier in der Breite das Bewusstsein für diese Aufgabe. Und außerdem hat ihre Lösung auch etwas mit der Mittelausstattung zu tun, die man der Statistik gönnt. Für mich steht fest, dass eine Statistik wie die über die Intrahandelsbezüge, keinen Sinn mehr macht, wenn es auf Dauer nicht gelingt, die immensen Meldeausfälle zu beseitigen. Für mich ist diese Statistik den Aufwand nicht mehr wert, denn sie bringt vor allem gefährliche Fehlinformationen. Vielleicht sollte man vor diesem desolaten Hintergrund wirklich einmal ernsthaft prü31
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fen, ob sich mit der „Spiegeltechnik“ nicht die besseren Zahlen produzieren lassen. Billiger wäre es allemal. Ich muss hier allerdings auch darauf hinweisen, dass diese Idee selbst in der Wirtschaft nicht mehrheitsfähig ist. Auch hier ist nämlich den meisten Beobachtern durch Gewöhnung an den Missstand das Gefühl dafür verloren gegangen, wie schlecht das gelieferte Zahlenwerk wirklich ist. Bleibt noch das Anliegen, die geänderten Realitäten dadurch besser einzufangen, dass das statistische System grundlegend ausgebaut wird. Zu allererst denke ich hier an die produktbegleitenden Dienstleistungen, für die auch die künftige Dienstleistungsstatistik, die sich in der Bundesrepublik am unteren Rande der EU-Vorschriften bewegen wird, keine Lösung bringt. Ein anderes Feld ist die vordringende Systemtechnik, mit der die bisherigen Erhebungsverfahren nicht klar kommen, weil sie einen komplexen Produktbegriff erfordert. Bisher orientieren sich unsere Güterstatistiken allerdings noch - sieht man von den Meldeerleichterungen in der Ausfuhr von kompletten Fabrikationsanlagen ab - vorwiegend am Einzelprodukt. Hier benötigen wir letztlich wohl eine zusätzliche Darstellungsebene. Wir sind daran gewöhnt, dass das Getriebe eine Komponente der Werkzeugmaschine ist. Schwer fällt dagegen noch die Vorstellung, dass die Werkzeugmaschine als eine Komponente in der „automatisierten Fabrik“ landet.
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Rainer Feuerstack Methodische, empirische und technische Probleme bei der Berücksichtigung von Unternehmensgruppen in der deutschen amtlichen Wirtschaftsstatistik1 I. Problemstellung und Lösungskonzept 1. Problemstellung: Die Ergebnisse der amtlichen Unternehmensstatistik in Deutschland sind unter bestimmten Gesichtspunkten systematisch verzerrt. Insbesondere werden drei Sachverhalte, die die wirtschaftliche Realität in Hinblick auf die Größenstrukturen der Unternehmen und damit die Konzentration in der Wirtschaft bestimmen, nicht adäquat erfasst: -



Diversifizierung der Unternehmen in verschiedene Wirtschaftsbereiche,



-



internationale Verflechtung der Unternehmen und Märkte,



-



strukturelle Divergenz von rechtlichen und wirtschaftlichen Einheiten in Gestalt von komplexen Unternehmen und der Verflechtung von Unternehmen zu Gruppen.



Diese Besonderheiten nicht nur der deutschen amtlichen Statistik entsprechen einem traditionellen Konzept, das unter den genannten Gesichtspunkten der Komplexität und Dynamik der wirtschaftlichen Wirklichkeit sowie den inzwischen bestehenden methodischen, technischen und empirischen Möglichkeiten nicht länger gerecht wird. In Politik und Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft, Verbänden und Fachöffentlichkeit2 wird insbesondere die Vernachlässigung von Unternehmensverbindungen3 beklagt. Dies resultiert daraus, dass die Statistischen Ämter sich bei der Aufbereitung der amtlichen Erhebungen für Unternehmen und Betriebe auf die jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten beschränken ohne die zwischen ihnen bestehenden Unternehmensverbindungen in Gestalt von Konzernen, Kooperationen, Ketten, Verbundgruppen etc. zu berücksichtigen. Auf diese Weise kann kein realistisches Abbild der tatsächlichen ökonomisch relevanten Größenstrukturen der Wirtschaft gewonnen werden. Der gesetzliche Auftrag der Monopolkommission zur Konzentrationsberichterstattung wird dadurch in seinem Kern in Frage gestellt.4



1



Eine überarbeitete Version des Beitrags ist im ifo Schnelldienst, Heft 15 vom 16.8.2001 erschienen. Vgl. Bundesregierung, Stellungnahme zum XIII. Hauptgutachten der Monopolkommission 1998/1999 – Drucksachen 14/4002 und 14/4003 (neu) -, Bundestags-Drucksache 14/6282 vom 15. 6. 2001, Tz. 1, 31, 33, 35 f. 3 Im deutschen Sprachgebrauch umfasst "Unternehmensverbindung" als Oberbegriff "Konzerne" und sonstige Verbindung in Gestalt von "Gruppen". Im europäischen Sprachgebrauch bildet die "Unternehmensgruppe" (Enterprise Group) den Oberbegriff, der den Konzern (Combination) einschließt. 4 Vgl. § 44 Abs. 1 Satz GWB (Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen – Act Against Restraints of Competition). 2
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2. Statistische Konsequenzen: Die fehlende Berücksichtigung von Unternehmensverbindungen in Gestalt von komplexen Unternehmen und Unternehmensgruppen hat statistisch vor allem folgende Konsequenzen: -



Unternehmensgrößenstrukturen: Werden nicht die übergeordneten wirtschaftlichen Entscheidungseinheiten in Gestalt von Unternehmensgruppen und komplexen Unternehmen, sondern lediglich ihre rechtlich selbständigen Teile erfasst, werden die Größenverteilung und die Marktanteilsstrukturen insoweit verzerrt. Der absolute Konzentrationsgrad wird systematisch unterschätzt. Der Effekt ist im Produzierenden Gewerbe und im Handel erheblich. Dies betrifft insbesondere den Lebensmittelhandel, in dem große Filialsysteme ihre Niederlassungen als wirtschaftlich unselbständige, aber rechtlich selbständige Einheiten betreiben. So beträgt in Deutschland der Marktanteil der größten 10 Anbieter im Lebensmittelhandel ohne Berücksichtigung der Gruppenbildung rd. 25 %, während der tatsächliche Anteil mit Gruppenbildung über 80 % erreicht (vgl. Abbildung 1).



-



Relation der Sektoren: Werden wirtschaftlich unselbständige Unternehmensteile in der gleichen Weise wie selbständige Unternehmen erfasst, wird ihnen statistisch ein eigener wirtschaftlicher Schwerpunkt zugeordnet. Dieser muss aber nicht der Haupttätigkeit des zugehörigen Unternehmens entsprechen. Dadurch wird die Relation der Wirtschaftsbereiche zueinander verschoben — möglicherweise verstärkt durch Doppelerhebungen. Wird z.B. von einem Produktionsunternehmen eine Besitzgesellschaft abgespalten, so werden deren Investitionen dem Dienstleistungsbereich zugeordnet oder die Umsätze einer abgespaltenen Vertriebsgesellschaft dem Handel.



-



Bewertung: Die isolierte Erfassung der Teileinheiten, die ein komplexes Unternehmen oder eine Unternehmensgruppe bilden, kann zu einer unvollständigen oder unrichtigen Bewertung der zwischen ihnen bestehenden monetären Ströme führen: Dies ist der Fall, wenn Außenumsätze nicht von Innenumsätzen getrennt werden und deren Bewertung nicht zu Markt-, sondern zu Verrechnungspreise erfolgt. Da die Größe der wirtschaftlichen Einheiten in erster Linie am Umsatz gemessen wird, hängt auch die Erfassung der Größenstrukturen und damit der wirtschaftlichen Konzentration unmittelbar von den verwendeten Wertansätzen ab.



-



Kennziffern: Die sachlich-adäquate Berechnung ökonomischer Kennziffern ist theoretisch und praktisch von großer Bedeutung. Wird jedoch z.B. eine Besitzgesellschaft von einem Produktionsunternehmen rechtlich abgespalten, können der Kapitalstock und die Investitionen nicht kohärent erfasst und die Kapitalintensität berechnet werden. Entsprechendes gilt für die Berechnung der Arbeitsproduktivität, wenn die Beschäftigten eines Unternehmen in einer rechtlich selbständigen Beschäftigtengesellschaft zusammengefasst werden, oder für die Ermittlung von Kostenstrukturen.



Adressaten der amtlichen statistischen Auskunftspflicht sind grundsätzlich rechtliche Einheiten, die in vielen Fällen mit Unternehmen im ökonomischen Sinne identisch sind. Unter wirtschaftsund wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten ist jedoch weniger von Bedeutung, wie die statistischen Einheiten der Wirtschaft bei der Erhebung der Daten, als vielmehr bei der Aufbereitung der Ergebnisse abgegrenzt werden. Hierbei ist der zwischen den rechtlichen Einheiten, Unternehmen oder Unternehmensgruppen bestehende systematische Zusammenhang rechtlicher 34
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und finanzieller Beziehungen sachlich adäquat zu berücksichtigen, um die relevanten wirtschaftlichen Einheiten realitätsnah und aussagekräftig abzubilden. 3. Beteiligungsnetzwerk der Unternehmen: Die Monopolkommission hat die empirische Bedeutung der Gruppenbildung im Rahmen des Beteiligungsnetzwerks der Unternehmen exemplarisch für das Berichtsjahr 1997 untersucht. Als Kriterien der vertikalen Vernetzung gelten Beteiligungsketten zwischen Anteilseignern und Unternehmen über mehrere Stufen und bei horizontaler Vernetzung direkte Beteiligungen eines Eigners an mehreren Unternehmen:5 Die Monopolkommission geht methodisch von den europäischen Begriffen der Unternehmensgruppe (Enterprise Group – EG), des Gruppenoberhaupts (Group Head – GH)6 sowie der unternehmerischen Kontrolle (control)7 aus, wie sie auch in der deutschen Gesetzgebung8 ihren Niederschlag gefunden hat.9 Das über mehrere Stufen und verschiedene Ketten des Beteiligungsnetzwerks ermittelte Gruppenoberhaupt – das im Grenzfall auch eine natürliche Person sein kann - wird als "ultimativer (kontrollierender) Eigner" bezeichnet und definitorisch streng von dem sog. "ultimative benefit owner" (UBO) unterschieden.10 Dieser methodische Ansatz führte zu folgenden Ergebnissen: -



Zu rd. 30 000 der größten deutschen Unternehmen in allen Rechtsformen sowie über 450 Konzernen liegen detaillierte und gesicherte Angaben über Verflechtungstatbestände vor. Die Unternehmen repräsentieren gemessen am Umsatz schätzungsweise über 70 % der Gesamtwirtschaft (ohne Kredit- und Versicherungsunternehmen, Abschn. J Nace Rev. 1).



-



Ca. 68 % der Unternehmen sind reine Tochtergesellschaften, die selbst über keinen Anteilsbesitz an anderen Unternehmen verfügen, während die übrigen als reine Muttergesellschaften oder "Intermediates" an anderen Unternehmen beteiligt sind.



5



Auswertungen nach Berechnungen von J. Kammerath, Quelle: Verlag Hoppenstedt GmbH, Konzernstrukturdatenbank 3 / 1998 (CD-ROM). Annex, Section III lit. C, Council Regulation (EEC) No 696/93 of 15 March 1993 on the statistical units for the observation and analysis of the production system in the Community, (Official Journal L 76, 30/03/1993 p. 1-11) — Verordnung (EWG) Nr. 696/93 des Rates vom 15. 3. 1993 betreffend die statistischen Einheiten für die Beobachtung und Analyse der Wirtschaft in der Gemeinschaft (ABl. EG Nr. L 76 vom 30. 3. 1993, S. 1), zuletzt geändert durch Abschnitt XV Nr. 2 des Anhangs zu Art. 29 der Beitrittsakte vom 24. 6. 1994 (ABl. EG Nr. C 241 S. 21, 281), die durch Beschluss des Rates der Europäischen Union vom 1. 1. 1995 (95/1/EG, Euratom, EKGS) (ABl. EG Nr. L 1, S. 1) geändert wurde. Annex II no 1 lit h Council Regulation (EEC) No 2186/93 of 22 July 1993 on Community coordination in drawing up business registers for statistical purposes (Official Journal L 196, 05/08/1993 p. 1-5) — Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. 7. 1993 über die innergemeinschaftliche Koordinierung des Aufbaus von Unternehmensregistern für statistische Verwendungszwecke (ABl. EG Nr. L 196 vom 5. 8. 1993, S. 1). § 8 Abs. 2 Nr. 12 Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 1993 über die innergemeinschaftliche Koordinierung des Aufbaus von Unternehmensregistern für statistische Verwendungszwecke vom 16. Juni 1993 (BGBL. I S. 1300, 2903. Vgl. Monopolkommission, XIII. Hauptgutachten 1998/1999, Anlagenband, Kap. A.3: Methodische Grundlagen des europäischen Gemeinschaftsrechts zu den statistischen Einheiten der Wirtschaft: Unternehmen, Unternehmensgruppe, wirtschaftliche Kontrolle, Tz. 57 ff. Das Unterscheidungskriterium liegt darin, ob ein indirekter Kapitaleigner, dessen durchgerechnete Kapitalanteile sich rechnerische zu einer Mehrheit am Eigenkapital eines Unternehmens kumulieren, damit auch die unternehmerische Kontrolle ausüben kann. Dies ist nicht der Fall, wenn der Anteilsbesitz über mehrere, nicht mehrheitlich kontrollierte Unternehmen gehalten wird.



6



7



8



9



10
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-



Ca. 77 % der Unternehmen werden von einem direkten Eigner mit einer Beteiligungsquote von über 50 % mehrheitlich kontrolliert. Davon besitzen 55 % der Unternehmen einen einzigen Anteilseigner, d.h. werden über eine Anteilsquote von 100 % vollständig kontrolliert. 7 % der Unternehmen besitzen einen oder zwei Anteilseigner mit einer Quote von genau 50 %.



-



Ca. 85 % der Unternehmen werden von einem ultimativen Eigner direkt oder indirekt über eine oder mehrere Beteiligungsstufen oder -ketten kontrolliert. Dies ergibt sich, wenn man das sich vielfach über mehrere Stufen und Ketten erstreckende Beteiligungsnetzwerk zwischen den Unternehmen vollständig einbezieht. Weniger als 1 % der Unternehmen werden kumulativ über mehrere Beteiligungsketten kontrolliert.



Diese Ergebnissen erlauben folgende Schlussfolgerungen: -



Das Beteiligungsnetzwerk der größten deutschen Unternehmen, ist bereits mit einer Anzahl von rd. 30 000 Unternehmen darstellbar.



-



Rd. 85 % der Unternehmen können einer Unternehmensgruppe zugeordnet werden.



-



Mit einer Anteilsquote von 50 % und mehr auf jeder Stufe lassen sich kontrollierende Beziehungen zwischen Unternehmen nahezu vollständig über eine einzelne Beteiligungskette erfassen, die bis hin zum ultimativen Eigner über direkte und indirekte Beteiligungsverhältnisse führt.



-



Für kontrollierende Beziehungen, die auf Minderheitsbeteiligungen oder qualitativen Kriterien beruhen und nicht immer sicher identifizierbar sind, verbleibt nur ein relativ geringer Spielraum.



Durch die Ergebnisse wird exemplarisch und empirisch belastbar belegt: -



Außerhalb der amtlichen Statistik bestehende Datenquellen enthalten repräsentative Angaben zum Beteiligungsnetzwerk der größten Unternehmen.



-



Die überwiegende Anzahl der verbundenen deutschen Unternehmen wird durch einen Anteilseigner kontrolliert.



-



Eine Kontrollbeziehung kann über das quantitativ eindeutig definierbare Kriterium der Anteilsquote erfasst werden.



Danach kann der Realitätsbezug und der Informationsgehalt der amtlichen Unternehmensstatistik durch die Berücksichtigung von kontrollierten Unternehmensverbindungen mit Hilfe von Angaben aus externen Datenquellen erheblich gesteigert werden.11



11



Mit dem gleichen Ergebnis: ifo Institut für Wirtschaftsforschung, Untersuchung einer besseren Konzentrationserfassung – insbesondere durch Aufzeigen der Möglichkeiten und Grenzen einer Erfassung von Kapitalverflechtungen zwischen Unternehmen und von wettbewerblich relevanten Kooperationen, Forschungsauftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie, München 2000.
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4. Europäische Lösung: Der Rat der Europäischen Union hat die Bedeutung komplexer Unternehmen und Unternehmensgruppen als Informationsgrundlage der europäischen Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik in einem funktionsfähigen Gemeinsamen Binnenmarkt frühzeitig erkannt. Den zwei 1993 erlassenen, weitreichenden statistikrechtlichen Verordnungen zum Begriff des Unternehmens und der Unternehmensgruppe12 sowie deren Erfassung in harmonisierten Unternehmensregistern13 liegen insbesondere die folgenden Erwägungsgründen des Europäischen Rates zu Grunde: "Es besteht ein wachsender Bedarf an Informationen über die Struktur der Unternehmen, der beim gegenwärtigen Stand der Gemeinschaftsstatistik nicht gedeckt werden kann."14 " Für statistische Verwendungszwecke verwendbare Unternehmensregister sind ein unentbehrliches Instrument zur Beobachtung struktureller Veränderungen der Wirtschaft, die auf Maßnahmen wie Vereinigung, Teilhaberschaft, Aufkauf, Fusion oder Übernahme zurückzuführen sind."15 " Statistische Informationen über die Wirtschaft sind für die Unternehmen zur Beurteilung ihrer Wettbewerbsfähigkeit notwendig und dienen den Gemeinschaftsorganen zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen."16 Das Konzept der europäischen Union zu den Erhebungs-, Analyse- und Erkenntnisgegenständen der Wirtschaftsstatistik orientiert sich damit nicht länger allein an dem formalen Begriff der rechtlichen Einheit. Maßgeblich ist der inhaltliche Begriff der ökonomisch relevanten Einheiten der Wirtschaft, einschließlich komplexer Unternehmen und Unternehmensgruppen. Aus der Sicht der Monopolkommission bedeutet dieser Aspekt – neben der Öffnung von Datenquellen außerhalb der amtlichen Statistik17 - einen weitreichenden Paradigmenwechsel. Die Konsequenzen für die amtliche Statistik erstrecken sich über die Konzentrations- und Unternehmensgrößenstatistik hinaus auch auf die allgemeine Unternehmensstatistik, die Außenhandelsstatistik infolge des Intrahandels internationaler Konzerne sowie die Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung. Die Konsequenzen betreffen nicht nur die Gemeinschaftsstatistik, sondern induzieren auch eine stärkere Harmonisierung und Qualitätsverbesserung der unterschiedlichen amtlichen statistischen Systeme der Mitgliedstaaten unter den jeweils gegebenen rechtlichen, institutionellen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Dieser Prozess wird nicht in naher Zukunft abgeschlossen sein und verlangt von den Mitgliedstaaten erhebliche Anstrengungen. Auf europäischer Ebene sind die noch offenen Fragen zur Methodik und Operationalisierung der Kriterien zur Erfassung von Unternehmensgruppen und



12 13 14 15 16 17



Council Regulation (EEC) No 696/93 of 15 March 1993 on the statistical units for the observation and analysis of the production system in the Community, (Official Journal L 76, 30/03/1993 p. 1-11). Council Regulation (EEC) No 2186/93 of 22 July 1993 on Community coordination in drawing up business registers for statistical purposes (Official Journal L 196, 05/08/1993 p. 1-5). Council Regulation (EEC) No 2186/93, consideration no 3. Council Regulation (EEC) No 2186/93, consideration no 4. Council Regulation (EEC) No 696/93, consideration no 2. Administrative und gerichtliche Register sowie allgemein zugängliche Datenquellen.
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komplexen Unternehmen möglichst sachgerecht und operational, einvernehmlich und kohärent, rasch und abschließend zu klären.18



II. Kooperation Statistisches Bundesamt — Monopolkommission 5. Neue gesetzliche Regelung in Deutschland: Die deutsche Bundesregierung hat dem Gesetzgeber die EG-UnternehmensregisterVO Nr. 2186/93 bereits 1992 mit der Begründung vorgelegt, dass "Informationen über die Struktur der Unternehmen und Unternehmensgruppen, insbesondere über Fusions-, Übernahme- oder Verschmelzungsmaßnahmen zur Verfügung stehen müssen".19 Die deutsche Bundesregierung hat jedoch die seit 1993 in den europäischen Verordnungen hierzu eröffneten statistikrechtlichen Entscheidungsspielräume aufgrund verschiedener rechtlicher und administrativer Bedenken nicht ausgeschöpft. Seit Anfang des Jahres 2001 besteht eine klare Rechtslage: -



Durch eine Novellierung von § 47 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) wird dem Statistischen Bundesamt die gesetzliche Pflicht auferlegt, in Zusammenarbeit mit der Monopolkommission Unternehmensverbindungen bei der konzentrationsstatistischen Aufbereitung der amtlichen Ergebnisse zu berücksichtigen.20 -



Die Monopolkommission gewinnt die Angaben zur Kapitalverflechtung der Unternehmen aus allgemein zugänglichen amtlichen und privaten Datenquellen.



-



Sie bereitet die Angaben nach kontrollierten Gruppen von Unternehmen einschließlich komplexer Unternehmen21 auf und stellt die Ergebnisse der amtlichen Statistik zur Verfügung.



-



Das Statistische Bundesamt verknüpft die Angaben zur Gruppenzugehörigkeit der einzelnen Unternehmen mit den von ihr erhobenen Merkmalen (Umsatz, Beschäftigte u.a.) der Unternehmen.



Die Beschaffung der Verflechtungsdaten führt zu keinen zusätzlichen Erhebungen und Belastungen der Wirtschaft. Verfassungsrechtliche Grundsätze werden gewahrt: Die Auf-



18



Vgl. OECD, Directorate for Science, Technology and Industry, Committee on industry and business environment, Session on Globalisation. Manual on Economic Globalisation Indicators, Chap. 2, Part C: Approach based on the economic activity of multinational firms, Paris No DSTI/EAS/IND/SWP(2001)2 of 13 February 2001, p. 48 ff. Vgl. Istituto Nazionale di Statistica (ISTAT), Dipartimento delle Statistiche Economiche, Enrica Morganti, Giuseppe Garofalo, Antonio Frenda, Delineation of European Standards for the treatment of Enterprise Groups in Business Registers. Final Report, Draft of 27 April 2001.



19



Nr. 2 der Begründung der Bundesregierung zur Verordnung (EWG) Nr. 2186/93 in: BundesratsDrucksache Nr. 660/92 vom 29.9.1992. 20 Art. 4 Gesetz zur Einführung einer Dienstleistungsstatistik und zur Änderung statistischer Rechtsvorschriften vom 19. 12. 2000 (BGBl. I S. 1765); Regierungsentwurf des Gesetzes vom 7. 9. 2000, BTDrs. 14/4049; Deutscher Bundestag, Beschluss vom 10. 11. 2000, Plenarprotokoll 14/131 TOP 26. 21 Angaben über Kapitalverflechtungen allein erlauben keine Unterscheidung zwischen Unternehmensgruppen und komplexe Unternehmen. Hierfür sind zusätzliche Angaben über die Art der ökonomischen Beziehungen zwischen den rechtlichen Einheiten erforderlich.
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bereitung der Daten dient ausschließlich statistischen Zwecken, das Statistikgeheimnis und der Datenschutz sind gesichert, Statistik und Verwaltungsvollzug bleiben getrennt. -



Der Deutsche Bundestag hat die Monopolkommission und das Statistische Bundesamt aufgefordert, bis zum 31. Dezember 2001 den Bundestagsausschüssen für Finanzen sowie für Wirtschaft und Technologie bis Ende des Jahres 2001 einen gemeinsamen Erfahrungsbericht vorzulegen und hierin zu zwei Punkten Stellung nehmen:22 -



"Die mit der Auslegung und Anwendung der neuen Regelung gewonnen Erfahrungen und erzielten Ergebnisse,



-



Vorschläge für eine ggf. erforderliche Verbesserung oder Erweiterung der Regelung."



Damit ist dem Parlament die Möglichkeit gegeben, sich über die zügige Inangriffnahme der erforderlichen Arbeiten und ggf. bestehende rechtliche oder tatsächliche Hemmnisse und Vorschläge zu ihrer Lösung unmittelbar zu informieren. In Deutschland ist der Monopolkommission und der amtlichen Statistik gemeinsam aufgegeben, die Aussagekraft der Unternehmensstatistik durch die Berücksichtigung von Unternehmensgruppen deutlich zu verbessern. Zugleich wird den langjährigen Zielvorstellungen der Europäischen Union Rechnung getragen, die Entscheidungsgrundlagen für eine rationale Wirtschafts- und Wettbewerbspolitik an den tatsächlichen Strukturen der Wirtschaft zu orientieren. Das nun geltende Verfahren wird von der deutschen Bundesregierung ausdrücklich begrüßt und unterstützt:23 " Die Erfassung von Unternehmensgruppen erfordert ein reibungsloses Zusammenwirken von Statistischem Bundesamt .... und der Monopolkommission ... . Die Bundesregierung ... ist zuversichtlich, dass nunmehr die rechtliche Voraussetzungen für eine realitätsnahe statistische Erfassung von komplexen Unternehmen und Unternehmensgruppen geschaffen worden sind, wie sie zu Recht von der Monopolkommission angemahnt worden sind."24 Finanziell ist das Vorhaben durch das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften über eine Beihilfe der Europäischen Union25 sowie durch Mittel aus dem deutschen Bundeshaushalt26 abgesichert.



22 23 24 25 26



Deutscher Bundestag, Beschluss vom 10. 11. 2000, Plenarprotokoll 14/131 TOP 26; Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses zu § 47 GWB vom 25. 10. 2000, BT-Drs. 14/4459. Bundesregierung, a.a.O., Tz. 1 f, 30 – 36. Bundesregierung, a.a.O., Tz. 36. o Commission of the European Communities, Eurostat, Grant Agreement, Contract N 2000.442.00002. Haushaltsgesetz 2001 vom 21. 12. 2000 (BGBl. I S. 1920) zu Kap. 0908, Tgr. 01.
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6. Monopolkommission: Die deutsche Monopolkommission ist ein unabhängiger wettbewerbspolitischer Sachverständigenrat. Er ist Teil des Öffentlichen Dienstes, aber nicht in den Behördenaufbau integriert. Die Kommission wurde 1973 in Zusammenhang mit der Einführung der präventiven Fusionskontrolle in Deutschland gebildet.27 Ihre Zusammensetzung, Organisation und Aufgaben sind im Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) geregelt.28 -



Die Monopolkommission besteht aus fünf Mitgliedern. Sie werden vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung für jeweils vier Jahre berufen. Die Kommission ist unabhängig und nur an ihren gesetzlichen Auftrag gebunden.



-



Der Auftrag umfasst die regelmäßige Darstellung der Unternehmenskonzentration und deren Beurteilung unter wettbewerbspolitischen Gesichtspunkten, die Beurteilung der Vorschriften über die Zusammenschlusskontrolle sowie Stellungnahmen zu aktuellen ordnungspolitischen Fragen.



-



Die zweijährlichen Hauptgutachten der Kommission werden der Bundesregierung zugeleitet, die sie unverzüglich dem Parlament vorlegt und in angemessener Frist dazu Stellung nimmt. Sie werden veröffentlicht und sind Gegenstand der parlamentarischen und der öffentlichen Diskussion. Sondergutachten werden nach eigenem Ermessen erstellt, im Auftrag der Bundesregierung oder im Rahmen eines fusionsrechtlichen Verfahrens zur Erteilung einer Ministererlaubnis.29



Die Monopolkommission besitzt kein Enquête-Recht. Sie ist auf allgemein zugängliche amtliche30 oder private Datenquellen und freiwillige Auskünfte31 angewiesen. 7. Kooperation Statistisches Bundesamt — Monopolkommission: Die Monopolkommission ist zur Darstellung und Analyse der Konzentration in den Wirtschaftsbereichen auf eine Kooperation mit der amtlichen Unternehmensstatistik angewiesen, da nur diese über -



gesicherte, regelmäßige und detaillierte Angaben über Unternehmen verfügt, die nach verschiedenen Merkmalen (insbesondere Umsatz, Beschäftigte, Investitionen) und Wirtschaftsbereichen (Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Handel, Dienstleistungen)32 aufbereitet wer-



27 28



29 30



31



32



Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen vom 3. 8. 1973 (BGBl. 1974 I. S. 875). Vgl. §§ 44 - 47, § 42 Abs. 4 S. 2 GWB in der Fassung der Bekanntmachung der Neufassung vom 26. 8. 1998 (BGBl. I S. 2546), letzte Änderung durch Art. 4 des Gesetzes vom 19. 12. 2000 (BGBl. I S. 1765). Zum Stand Mitte 2001 liegen 13 Hauptgutachten und 31 Sondergutachten vor; davon betreffen 16 Ministererlaubnisverfahren. Die Standarddatenlieferungen der amtlichen Unternehmensstatistik bilden die Grundlage für die Darstellung und Beurteilung des Standes und der Entwicklung der Konzentration nach Wirtschaftszweigen (Kap. I und II sowie Statistischer Anlagenband der Hauptgutachten). Die seit Beginn der 70'er Jahre regelmäßig durchgeführten Befragungen von Untermnehmen bilden die Grundlage für die Untersuchung der jeweils 100 größten inländischen Unternehmen und Teilkonzernen (Kap. III der Hauptgutachten). Nace Rev. 1 sec. C 10-14, D 15-37, F 45, G 50-52, H 55, I 60-64, K 70-74.
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den. Allerdings sind diese Angaben lediglich auf die jeweils kleinsten rechtlichen Einheiten bezogen. Demgegenüber kann die Monopolkommission mit Hilfe nicht-amtlicher Datenquellen -



Angaben zum Verflechtungsnetzwerk der einzelnen Unternehmen ermitteln, aus denen sich kontrollierte Unternehmensgruppen und sonstige Verbindungen ableiten lassen. Diese Angaben lassen sich allerdings nicht hinreichend exakt nach Umsätzen und Wirtschaftsbereichen gliedern.



Daher ist gegenwärtig in Deutschland eine konzentrationsstatistische Aufbereitung der Unternehmensstatistik unter Berücksichtigung von Unternehmensverflechtungen nur möglich, wenn die amtliche Statistik und die Monopolkommission kooperieren. Die Kooperation dient nicht allein dem gesetzlichen Auftrag der Monopolkommission. Sie dient im Ergebnis zugleich dem seit 1993 verfolgten Ziel der Europäischen Union, komplexe Unternehmen und Unternehmensgruppen als statistische Einheiten der Wirtschaft zu integrieren. Um diese Aufgabe langfristig weitgehend selbständig wahrzunehmen, muss die amtlichen Statistik in Deutschland die erforderlichen Kapazitäten und besonderen Fachkenntnisse noch aufbauen. Die Kooperation mit der Monopolkommission bietet daher die Möglichkeit, erste Erfahrungen mit den anzuwendenden Methoden, Verfahren und Datenquellen zu gewinnen. Sie beziehen sich insbesondere auf folgende Fachgebiete: -



allgemeine Wirtschafts- und Wettbewerbstheorie unter besonderer Berücksichtigung der Industrieökonomik,



-



deutsches und europäisches Wettbewerbs-, Handels-, Gesellschafts- und Unternehmensrecht, insbesondere zur Konzernorganisation, dem Controlling und Rechnungswesen, der Bilanzierung und Publizität,



-



mathematische Methoden zur Analyse des Beteiligungsnetzwerks von Unternehmen einschließlich der erforderlichen informations- und datentechnischen Verfahren,



-



Gegenstand, Evaluierung, Nutzung und Kosten der außerhalb der amtlichen Statistik bestehenden Datenquellen und notwendigen Tools,



-



Kontakte zu den öffentlichen oder privaten Entwicklern, Betreibern und Anbietern von Wirtschafts- und Unternehmensdatenbanken und Softwarelösungen.



Von zentraler Bedeutung ist die Fähigkeit, die aus den verschiedenen Bereichen resultierenden Informationen und Anforderungen in ein konsistentes methodisches Gesamtkonzept einzuordnen (vgl. Tabelle 1). 8. Erkenntnisziele: Zur Umsetzung der neuen statistikrechtlichen Regelungen haben der Präsident des Statistischen Bundesamtes, Johann Hahlen, und der Vorsitzende der Monopolkommission, Martin Hellwig, Ende 2000 eine gemeinsame Arbeitsgruppe eingerichtet. Sie dient folgenden zentralen Erkenntniszielen:
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Unter datentechnischen Gesichtspunkten ist festzustellen, wie hoch der Anteil der kontrollierten Unternehmen ist, die mit hinreichender Sicherheit in den verwendeten statistikinternen und -externen Datenquellen maschinell identifiziert werden können. Hiervon hängt der Umfang zusätzlicher manueller Nacharbeiten und damit die Realisierbarkeit des Vorhabens innerhalb zeitlich und finanziell vertretbarer Grenzen ab. Der erforderliche Aufwand kann angesichts der großen Anzahl der zu identifizierenden Unternehmen33 erheblich sein. Allerdings ist er — bis auf zwischenzeitliche Bestandsänderungen — nur einmal zu leisten, um jedem Unternehmen für die folgenden Recherchen ein eindeutiges Identifizierungsmerkmal zuzuordnen.



-



Das methodische Interesse richtet sich auf die Entwicklung sachlich-adäquater und zugleich operationaler Begriffe für die Merkmale "unternehmerische Kontrolle", "Kapitaleigner" und "ultimativer Eigner" eines Unternehmens. Das verlangt, die theoretischen Anforderungen mit den praktischen Möglichkeiten in Einklang zu bringen. Auf der Basis der verfügbaren Daten bedeutet dies folgende Einschränkungen: -



zwischen Kapitalbeteiligung und -anlage kann nicht scharf zu unterschieden werden,



-



der Begriff der unternehmerischen Kontrolle wird grundsätzlich auf mehrheitlichen Anteilsbesitz bezogen,



-



die Identifizierung eines ultimativen Eigners — der selbst nicht mehrheitlich kontrolliert wird — ist auf die jeweils verfügbare Datenquelle beschränkt.



Die hieraus folgenden Abweichungen der "stylized facts" erscheinen jedoch empirisch vertretbar.34 -



Informationstheoretisch ist die Aufgabe zu lösen, aus den verfügbaren Angaben zum Beteiligungsnetzwerk der Unternehmen gesicherte empirische Aussagen zu dessen Umfang, Struktur und Informationsgehalt zu gewinnen. Dies betrifft insbesondere folgende Merkmale: -



Anteil reiner Tochtergesellschaften, reiner Muttergesellschaften sowie von 'Intermediates',



-



Anteil kontrollierender Beteiligungen am Eigenkapital (Grund- bzw. Stammkapital) über direkte, indirekte, kumulative und zirkuläre Beteiligungsketten,



-



relevante Schwellenwerte des Anteilsbesitzes zur unternehmerischen Kontrolle (Trennung von Kapitalanlage und -beteiligung, Sperrminoritäten und qualifizierte Mehrheiten, Kontrolle bei Minderheitsbeteiligung, Gemeinschaftsunternehmen, alleiniger Anteilsbesitz u.a.),



33



Über die Anzahl der kontrollierten Unternehmen in Deutschland liegen noch keine exakten Angaben vor. Nach der Konzernstrukturdatenbank der Verlag Hoppenstedt GmbH beträgt die Anzahl mindestens rd. 30.000, nach der umfangreicheren, aber unter diesem Gesichtspunkt noch nicht ausgewerteten Datenbank 'MARKUS' des Verbandes der Vereine Creditreform e.V. (VVC) könnte es sich um erheblich mehr als 100.000 handeln.
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-



Struktur der ultimativen Eigner sowie der Anteil und die wechselseitige Verflechtung der Konzernobergesellschaften,



-



Bedeutung von Zusatzinformationen zur Kapitalbeteiligung über Stimmrechtsanteile, Präsenz in den Aktionärs- bzw. Gesellschafterversammlungen, Stimmrechtsübertragungen (z.B. Depotstimmrechte von Banken), personelle Verflechtungen der Kontrollorgane oder vertragliche Vereinbarungen (z.B. Beherrschungsverträge).



Die Häufigkeit der unterschiedenen Fälle ist nach Möglichkeit mit der Bilanzsumme, dem Umsatz oder den Beschäftigten zu gewichten sowie nach wirtschaftlich relevanten Kriterien zu differenzieren, insbesondere nach Wirtschaftsbereichen, der Rechtsform, der Börsennotierung oder dem Sitz der Unternehmen im Inland oder Ausland. Hierfür sind geeignete Analyseinstrumente und Darstellungsmöglichkeiten auszuwählen und ggf. neu zu entwickeln. Sie sind für die Zuverlässigkeit, den Realitätsbezug und die Aussagekraft der ermittelten Ergebnisse von großer Bedeutung. Testrechnungen über rd. 25.000 deutsche Unternehmen mit Eignern haben für 1997 gezeigt, dass dies informationstechnisch möglich ist.35 -



Das wirtschaftspolitische Erkenntnisinteresse richtet sich auf die empirische Relevanz der Ergebnisse, d.h. das tatsächliche Gewicht, das der Gruppenbildung der Unternehmen in der Wirtschaft und in den einzelnen Bereichen gemessen am Konzentrationsgrad zukommt. Möglichst exakte Angaben sind nur auf der Basis der amtlich erhobenen, statistikinternen Einzelangaben der Unternehmen über Umsatz, Beschäftigte etc. möglich, wenn diese um die statistikexternen Angaben zur Gruppenbildung der Unternehmen ergänzt werden.



9. Aufgabenplan: Der gemeinsamen Arbeitsgruppe des Statistischen Bundesamtes und der Monopolkommission obliegt die Entscheidung über Fragen zur Konzeption und Methodik des Projekts sowie die Arbeits-, Ablauf-, Zeit- und Kostenplanung und die zu dessen Durchführung erforderlichen Koordinierungsaufgaben. Sie umfassen folgende Schritte: -



Aufbau, Aktualisierung und sukzessive Erweiterung der Datenbasis zum Beteiligungsnetzwerk deutscher Unternehmen mit Hilfe kommerzieller Datenquellen,



-



Entwicklung von EDV-Programmen zur Analyse und Aufbereitung der Angaben zum Beteiligungsnetzwerk und der Gruppenbildung von Unternehmen,



-



Auswahl einer leistungsfähigen, d.h. insbesondere fehlertoleranten und trennscharfen Software zur Identifizierung von Unternehmen in heterogenen Datenquellen mit Hilfe ihres Namens und der postalischen Anschrift (sog. Dublettenrecherche),36



34



Vgl. Eurostat, Unternehmensregister für statistische Verwendungszwecke: Empfehlungen zur Methodik, 1. Teil 1996, 2. Teil 2000, Luxemburg. 35 Jens Kammerath, Methodische und empirische Grundlagen der quantitativen Erfassung kontrollierender Verbindungen deutscher Unternehmen mit ihren direkten und indirekten Eignern, Königswinter 1999; ders. Quantitative Assessment of Controlling Linkages between German Companies and their Direct and Indirect Shareholders. Methods and Empirical foundations. Report prepared by order of the German Monopolies Commission, Königswinter March 2001. 36 Vgl. hierzu R. Feuerstack, Recommendation-Index, Statistische Maßzahl der subjektiven Wahrscheinlichkeit zur Auswahlentscheidung unter bewerteten Alternativen, unveröffentlichtes Manuskript, Bonn Juli 2001.
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Nutzung einer Referenzdatenbank mit inhaltlich und zeitlich korrekten Angaben zum Namen, der postalischen Anschrift und einem möglichst eindeutigen Identifikationskennzeichen, z.B. einer Unternehmensnummer,



-



Entwicklung von EDV-Programmen zur Aggregation der Einzelangaben der Unternehmen nach ihrer Gruppenzugehörigkeit und zur weiteren konzentrationsstatistischen Aufbereitung,



-



Berechnung der Größenstrukturen der Unternehmen und Anbieter in den Wirtschaftsbereichen des Produzierenden Gewerbe und des Handels unter Berücksichtigung von Unternehmensgruppen.



10. Zeitplan: Die gemeinsamen Arbeiten des Statistischen Bundesamtes und der Monopolkommission stehen teilweise noch am Anfang. -



Gegenwärtig wird versucht, die in den amtlichen und nicht-amtlichen Datenquellen vorliegenden Angaben über Unternehmen mit Hilfe ihres Namens und der Anschrift zu verknüpfen. Hierzu werden erste Testläufe zur Auswahl einer geeigneten Software durchgeführt. Eine technisch, methodisch und mit vertretbarem Aufwand befriedigende Lösung hängt jedoch auch von der Qualität, Aktualität und Vergleichbarkeit des Adressenmaterials im amtlichen Unternehmensregister (URS 95) und in den privaten Datenquellen entscheidend ab.



-



Kurzfristig sind erste Aussagen möglich, sobald die Unternehmen in den verschiedenen Datenquellen identifiziert sind. - Im Laufe des Jahres 2001 soll die bisher verfügbare Datenbasis der Monopolkommission mit etwa 30.000 verflochtenen Unternehmen37 durch Einbeziehung einer weiteren kommerziellen Quelle38 erweitert werden. - Bis Ende 2001 verlangt der Deutsche Bundestag einen ersten Erfahrungsbericht. - Bis Mitte 2002 sind Ergebnisse auf breiter Basis für das XIV. Hauptgutachten 2000/2001 der Monopolkommission vorgesehen.



-



37 38



Mittel- und langfristig beabsichtigt das Statistische Bundesamt, die Berücksichtigung von Unternehmensgruppen nicht nur für Zwecke der Monopolkommission, sondern auch als eigene Aufgabe wahrzunehmen. Hierzu ist die weitere Präzisierung und Harmonisierung der statistisch-methodischen Grundlagen in der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten unerlässlich.



Verlag Hoppenstedt GmbH, Konzernstrukturdatenbank (CD-ROM), Darmstadt. Verband der Vereine Creditreform. e.V., erweiterte Unternehmensdatenbank "Markus" (CD-ROM), Neuss.
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III. Implikationen für Organisation und Verfahren der amtlichen Statistik 11. Entlastung der Erhebungsverfahren: Die Nutzung außerhalb der amtlichen Statistik bestehender Datenquellen zum Verflechtungsnetzwerk der Unternehmen bietet die Chance, die Wirtschaft und die Statistischen Ämter von Befragungen zu entlasten. Dies ist möglich, wenn für einen Verbund kontrollierter rechtlicher Einheiten (Unternehmensgruppe, komplexes Unternehmen) nicht, wie bisher, jede einzelne rechtlich selbständige Einheit befragt wird — im Grenzfall jeweils mehrere hundert,39 — sondern lediglich die eine zentrale Einheit, die für die Kontrolle bzw. das Rechnungswesen des Verbundes verantwortlich ist. Dies hätte neben einem Entlastungseffekt den sachlichen Vorteil, dass auch für die aus mehreren rechtlichen Einheiten bestehenden komplexen Unternehmen die Möglichkeit besteht, die für die ökonomische Einheit wesentlichen Erhebungsmerkmale (Umsatz, Beschäftigte, Investitionen etc.) kohärent zu erfassen. 12. Statistische Geheimhaltung: Die Wahrung des Statistikgeheimnisses besitzt unter dem verfassungsrechtlichen Aspekt des Datenschutzes und dem pragmatischen Aspekt der Akzeptanz amtlicher Befragungen in der Wirtschaft und Bevölkerung einen hohen Stellenwert. Die Befugnis, allgemein zugängliche Datenquellen und insbesondere publizitätspflichtige Angaben der Unternehmen für statistische Zwecke zu nutzen, kann jedoch für den Schutzzweck, die rechtliche Ausgestaltung und die praktische Anwendung der statistischen Geheimhaltung nicht ohne Folgen sein. Sie sollte grundsätzlich auf Angaben beschränkt werden, die von der amtlichen Statistik mit Auskunftspflicht erhoben werden und nicht von den Unternehmen selbst veröffentlicht werden, offenkundig oder allgemein zugänglich sind oder der Geheimhaltung nicht bedürfen.40



39



Beispielsweise betrug 1995 die jeweilige Anzahl der Tochtergesellschaften der größten deutschen Konzerne mit einen Kapitalanteil von 50 % und mehr: rd. 750 (Siemens AG), 500 (Daimler-Benz AG, VEBA AG) bzw. 200 (Volkswagen AG, RWE AG). 40 Vgl. zu den hiermit zusammenhängen Fragen: Kommission zur Verbesserung der informationellen Infrastruktur zwischen Wissenschaft und Statistik (KVI), Gutachten im Auftrag des Bundesministeriums für Bildung und Forschung, Bonn 13. März 2001. (Kurzfassung: http://www.bmbf.de/press01/A— Fin4_.pdf). Der vollständige Bericht erscheint bei der Nomos Verlagsgesellschaft Baden-Baden im August 2001.
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13. Wirtschaftsnummer: In Deutschland wird die Identifizierung von Unternehmen in heterogenen Datenquellen dadurch erschwert, dass es — im Gegensatz zu anderen europäischen Mitgliedstaaten — kein amtlich verbindliches, einheitliches und eindeutiges Unternehmenskennzeichen gibt.41 Gegenwärtig bestehen jedoch Bestrebungen der Bundesregierung, dies einzuführen. -



Das Ministerium für Wirtschaft und Technologie hat eine Arbeitsgruppe "Bürokratieabbau" eingerichtet, die die Einführung einer "bundeseinheitlichen und behördenübergreifenden Wirtschaftsnummer" vorbereitet. Sie soll bereits im Jahr 2002 in ausgewählten Regionen erprobt und 2005 in ganz Deutschland eingeführt werden.42



-



Das Justizministerium erprobt eine "automatisierte Führung und Nutzung des Handelsregisters" sowie ein neues Nummerierungssystem.43



Für beide Identifikationsmerkmale ist ihre Verwendung im Behörden- und Geschäftsverkehr noch abzustimmen. Die Initiativen stehen in Zusammenhang mit den weltweiten und insbesondere europäischen Zielen, die Transparenz von Wirtschaftsdaten durch eine verbesserte Identifizierung der Unternehmen zu erhöhen. Die registermäßige Erfassung der wirtschaftlichen Einheiten und die Einführung eines eindeutigen allgemein verwendbaren Identifizierungsmerkmals wird durch Bemühungen ergänzt, allgemeine Regeln zur Struktur der postalischen Anschriften44 und zukünftig voraussichtlich auch zur Bezeichnung der Unternehmen zu entwickeln und zu harmonisieren.



41



Die Handelsregister-Nummer ist im vorliegenden Zusammenhang nur begrenzt geeignet. Von den insgesamt über 3 Mio. deutschen Unternehmen sind nur rd. 1,2 Mio. im Handelsregister eingetragen. Zudem kann sich die Nummer bei einer Verlegung des Sitzes eines Unternehmens in einen anderen Gerichtsbezirk — auch innerhalb der selben Stadt — ändern. Für Netzwerke von Unternehmen ist die Integration ausländischer Mutter- und Tochterunternehmen in ein konsistentes Nummerierungssystem international abzustimmen. 42 Vgl. Entwurf eines Gesetzes zur Erprobung einer bundeseinheitlichen und behördenübergreifenden Wirtschaftsnummer, Referentenentwurf, Az.: II PG – 00 02 07/5 –, Stand: 25.6.2001. 43 Vgl. U. Noack, Online-Unternehmensregister in Deutschland und Europa — Bemerkungen zum Regierungsentwurf eines ERJuKoG (Gesetz über elektronische Register und Justizkosten für Telekommunikation), in: Betriebs-Berater, 65. Jg, H. 25, S. 1261-1267. 44 Vgl. European Committee for Standardization (CEN), Technical Committee (TC331), Working Group 3 (WG3): Postal Services – Mail Item Processing; Universal Postal Union (UPU), Postal Operations Council – CEP GAN 2001.1-Doc 3a, 3 b.Rev. 1 -, Brüssel, 30. 1. 2001; Graphic Communications Association (GCA), Address Data Interchange Specification Standard (ADIS), GCA Standard 105-1986, Vers. 01-1, Brüssel, April 2001.
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14. Statistische Infrastruktur: Die steigenden Anforderungen von Staat und Gesellschaft an eine leistungsfähige, d.h. multifunktionale, effiziente und flexible, allgemein zugängliche und transparente informationelle Infrastruktur können auf das in Deutschland und in den übrigen europäischen Mitgliedstaaten bestehende amtliche statistische System auf die Dauer nicht ohne Folgen sein.45 Der von der Europäischen Union aufgezeigte und in Deutschland auf eindeutigen Rechtsgrundlagen nun beschrittene Weg, neue Datenquellen zur Erfassung von Unternehmensgruppen mit Hilfe administrativer und gerichtlicher Register sowie privater Wirtschaftsdatenbanken zu erschließen, die Ergebnisse mit denen der amtlichen Erhebungen zu verknüpfen und hierzu mit anderen öffentlichen Stellen, privaten Experten und kommerziellen Anbietern eng zu kooperieren, weist in diese Richtung.



45



Vgl. DIW / Gesis / Statistisches Bundesamt, Symposium gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung: Kooperation zwischen Wissenschaft und amtlicher Statistik — Praxis und Perspektiven —, 31. Mai / 1. Juni 1999, Wiesbaden.
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Table 1: Defining a system meeting German and European requirements for a new system of enterprise group statistics 1



Requirements



Defining the purposes and the political and statistical requirements for a new system of enterprise statistics (e.g. the preambles of the European Council Regulations of 1993 on statistical units and on the development of business registers, as well as the considerations of the German "Statistikregistergesetz" of 16th June, 1998 (BGBl. I S. 1300, 2903)).



2



Economic context



Investigation and description of enterprise groups in the real economic world, with special regard to their units, structure, and organisation from an economic, technical and regional point of view (issues of capital shares and control, joint ventures, franchise systems and outsourced legal units ).



3



Legal system



Investigation of the legal frameworks for enterprise groups in the EC member states (corporate rights and companies law, commercial law, taxation law, liability to render account, competition, and fair trade law, corporate control, statistical confidentiality and data protection, insider dealing law etc.). Analysis of the European and national statistical laws with special regard to the priority of and the correspondence with European rules.



4



Methodology



Development of a theoretical and methodological framework to represent the structure of enterprise groups, including their relationships and significance in an operational way (relationships between legal and economic units, complex enterprises, kind-of-activity units, cases of exceptions to the rule, etc.).



5



Algorithms



Development of an appropriate general system of algorithms, based on computational science, to develop the available specifications of enterprise groups, their relations, and the resulting networks by data processing.



6



Data banks



Setting-up of an appropriate design of data banks, especially the statistical business registers as regulated by the European Council in 1993.



7



Technical framework



Testing and evaluating the appropriate hardware and software to run the business register (e.g. the German URS 99 for large data processing).



8



Data sources



Exploration and evaluation of appropriate data sources outside or inside the official system of business statistics. Develop the qualitative, formal, technical, and financial conditions to make use of them (for Germany e.g. the most extensive multicorporate enterprise databank "Konzernstrukturdatenbank" of Verlag Hoppenstedt GmbH, Darmstadt, or the powerful broad-based data bank "Markus" (CD-ROM) of "Verband der Vereine Creditreform e.V., Neuss).



9



Combination



Test appropriate software solutions to combine homogeneous data sources from outside and inside official statistics, first by name and address of each enterprise and later on by a general unambiguous reference number (specialised software in checking and correcting addresses of firms for Germany and several European countries e.g. FUZZY! Informatik AG, Stuttgart).
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Organisation



Elaboration of an organisational model for 1) The co-operation of the statistical offices, commercial suppliers of firm data sources and special software to develop these data for statistical purposes, 2) Professional institutions to analyse and evaluate the economic and legal relationships between enterprises and groups and 3) The political and administrative authorities.



11



Applications



Description and demonstration of the range of applications, possibly through an efficient statistical system of business registers (description of the international trade flows and division of labour by multinational enterprises, calculation of actual market shares and concentration indices, dealing with complex corporate structures).



12



Cost-benefit analysis



A well founded calculation of costs is essential. Although the benefits of the project are difficult to quantify, a convincing argument must be stated. The general political obstacles to realise statistical projects, the liberal tendency to reduce governmental activities and the necessity to cut down state expenditures are hard to reconcile.



13



Realisation



Conceptual development to convince the political and administrative authorities of the new statistical system of business registers at the European Union and member states level (Overcoming conceptual preconceptions and prejudices, legal and administrative obstacles, financial constraints etc.). To deliver a study, a complex project requires a range of realistic options, and a staged approach to implementation.
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Figure 1: Ranking and share by turnover of the German 10 largest enterprise groups, single enterprises and suppliers in retail sale of food, beverages and tobacco, according to 1 2 private data sources and official statistics Enterprise groups



1



DM 238,584 million food turnover by 119 enterprise groups and independent retail trade companies with a full range of food products (incl. fringe range) and direct commodity procurement from the manufacturer (excl. internal turnover, incl. VAT).



2



DM 212,449 million total turnover of 28.485 single companies defined as the smallest independent legal units focusing on the branch of economic activity WZ.52.11 “Retail trade in various kinds of goods, main focus: food, beverages and tobacco goods” (excl. VAT).



Single enterprises



Suppliers



2



DM 208,543 million turnover in the main 101.987 suppliers in the commodity area “Retail trade with food, beverages, tobacco goods” of companies, irrespective of the focus of their economic activity (excl. VAT). – Germany 1997 –3



Turnover share in economic sector/commodity group (%)
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(CR-10 = 83.6 %)



Companies (institutional) as defined in offical statistics (CR-10 = 34.5 %) Rewe Group



Suppliers (functional) as defined in official statistics



(CR-10 = 25.2 %)



Edeka/AVA Group



14 Metro Goup Aldi Group



12



Metro AG



10 Tengelmann Group



8



SPAR Group



Lidl & Schwarz Group



6 4 Schlecker



2



Dohle Group



Lekkerland



9



10



0 1



2



3



4



5



6



7



8



Notes: 1



Private sources of data: M+M Gesellschaft für Unternehemensberatung und Informationssysteme mbH, Frankfurt am Main, TOP Firmen, 1999, Strukturen, Umsätze, Vertriebslinien des Lebensmittelhandels Food/Nonfood in Deutschland (TOP Firms, 1999, Structures, Turnovers, Lines of Distribution of the Food/Nonfood Wholesale and Retail Trade in Germany)



2



Official statistics: Statistisches Bundesamt, Gruppe V.A, Sonderaufbereitung für die Monopolkommission vom 26. Mai 2000 (Federal Statistical Office, Dept. V.A., Special Compilation for the Monopolies Commission of 26 May 2000); same source Fachserie 6: Handel, Gastgewerbe, Tourismus; Reihe 3.2: Beschäftigung, Umsatz, Wareneingang, Lagerbestand und Investitionen im Einzelhandel (Special Series 6: Commerce, Hotel and Restaurant Business, Tourism: Series 3.2: Employment, Turnover, Incoming Merchandise, Inventories, and Investment in the Retail Trade. The individual figures for companies (institutional demarcation) and suppliers (functional demarcation) as defined by official statistics can only be interpolated in relatively narrow limits due to the concentration ratios shown there. As a result of statistical secrecy provisions no specific company names are accessible with respect to these figures.



3



Due to different conceptual approaches not only the number of market participants and their market shares differ, but also the respective market volume.
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Andreas J. Scheuerle Messprobleme der Wirtschaftsstatistik Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung soll dem Gesetz nach potentielle Fehlentwicklungen und Handlungsalternativen aufzeigen, freilich ohne Empfehlungen abzugeben. Die Konjunkturdiagnose und -prognose dienen dem Sachverständigenrat dabei als Instrument, die gegenwärtige Wirtschaftslage und die kommende Entwicklung vor dem Hintergrund der wirtschaftspolitischen Weichenstellungen zu analysieren. Ein verlässliches Datengerüst ist hierfür von entscheidender Bedeutung.



Abbildung der Wirtschaftsbereiche Will man die gesamtwirtschaftliche Aktivität messen, so benötigt man u.a. detaillierte Informationen zu den Wirtschaftsbereichen. Zwar liegen Daten für das Produzierende Gewerbe sowie für einzelne Dienstleistungsbereiche vor, doch gibt es auch hier Nachbesserungsbedarf. −



So liegt die Abschneidegrenze in der Unternehmensstatistik bei weniger als 20 Beschäftigten. Informationen über die „kleinen“ Unternehmen sind aber nicht nur für Wirtschaftsanalysen von Bedeutung, sondern auch in den EU-Anforderungen an die Unternehmensstatistik vorgesehen. Dabei ist aber zu berücksichtigen, dass durch die Betrachtung von Betrieben der Berichtskreis erweitert wird, und die Statistik damit den oben genannten Anforderungen näher kommt.



−



Eine Ergänzung des Auftragseingangsindex durch Informationen über die Auftragsbestände wäre hilfreich, denn ein Indikatorensystem für die Auftragsentwicklung ist letztendlich erst dann vollständig, wenn auch Auftragsstornierungen mit ins Bild genommen werden. Erste Ansätze zu einer Auftragsbestandsstatistik gab es schon in Form einer freiwilligen Erhebung bei 9000 Unternehmen. Mit dem Argument der Vermeidung zusätzlicher Belastungen wurde die Einführung eines solchen Indikators schließlich doch abgelehnt.



Die übrigen Dienstleistungsbereiche – vor allem die unternehmensbezogenen Dienstleistungen sowie die Dienstleistungen im Bereich der Privaten Haushalte – zählen zu den großen weißen Flecken auf der Landkarte der amtlichen Statistik. Damit fehlen aber detaillierte Informationen von Wirtschaftsbereichen, die zusammengenommen im Jahre 1995 gut einem Drittel der Bruttowertschöpfung auf sich vereinigten. Mit dem Gesetz zur Dienstleistungsstatistik vom 19. Dezember 2000 wurde nach vielen Jahren der Diskussion ein erster aber noch zu bescheidener Schritt getan: Es werden im wesentlichen die unternehmensorientierten Dienstleistungen erfasst, wobei die Erhebung lediglich jährlich und mit einem Stichprobenumfang von 15 vH aller Erhebungseinheiten durchgeführt wird. Natürlich wären zeitnähere Erhebungen, in kürzeren Intervallen und mit einem größeren Erhebungskreis wünschenswert. Selbst bei einer umfassenden Dienstleistungsstatistik besteht nach wie vor das Problem, dass eine großen Anzahl von Dienstleistungen nicht im Tertiären Sektor, sondern im Produzierenden Gewerbe erbracht werden. Deren Erfassung ist aber im Rahmen der Produktions51
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statistik nur zu einem geringen Teil möglich. Damit kommt es zu einer verzerrten Abbildung des Strukturwandels, denn letztendlich werden die Wertschöpfung von „Dienstleistungen“ zu gering und im Umkehrschluss die Wertschöpfung des Produzierenden Gewerbe zu hoch ausgewiesen. Ferner können strategische Ausgliederungen von Unternehmenseinheiten, die Dienstleistungen erbringen, zu unsystematischen Schwankungen der Erzeugung im Produzierenden Gewerbe führen.



Deflationierung Es stellt sich ferner die Frage, ob die wirtschaftliche Dynamik von der amtlichen Statistik angemessen abgebildet wird. Da die in diesem Zusammenhang interessierenden realen Größen nicht direkt beobachtbar sind, müssen sie durch Deflationierung aus den nominalen Größen gewonnen werden. Die Wahl eines unzutreffenden Deflators führt dann zwangsläufig zu einer Über- oder Unterschätzung der realen Entwicklung. Dass die Messung der Preisentwicklung mit größeren Problemen verbunden ist, zeigen Studien, die sich im wesentlichen mit der Verbraucherpreisentwicklung befassen: −



Die Studie einer amerikanischen Expertenkommission unter den Vorsitz von Michael Boskin führte der internationalen Öffentlichkeit erstmals das Ausmaß dieser Problematik vor Augen: Bei einer Überschätzung der Verbraucherpreisentwicklung von bis zu 1,1 Prozentpunkten könnte die Zuwachsrate des realen Bruttoinlandsprodukts bis zu ¾ Prozentpunkte zu gering ausgewiesen sein.



−



Eine Untersuchung der Deutschen Bundesbank kam zu einem ähnlichen Ergebnis: Der Preisniveauanstieg in Deutschland sei möglicher Weise um bis zu ¾ Prozentpunkten verzerrt, mit den entsprechenden Konsequenzen für die Entwicklung der realen Größen. Dabei sei etwa die Hälfte der Überschätzung auf eine unzureichende Berücksichtigung von Qualitätsverbesserungen bei der Preismessung zurückzuführen.



Tabelle 1: Überzeichnung der statistisch ausgewiesenen jährlichen Inflationsrate in Prozentpunkten (Quelle: IW-Trends 3/98) Deutschland



USA



Substitutionskomponente



0,1



0,4



Qualitätskomponente



0,5



0,6



Produktinnovationskomponente



< 0,1



Vertriebsformenkomponente



< 0,1



0,1



Gesamt



0,75



1,1



Am stärksten treten solche Effekte im Bereich der neuen Technologien auf. So nahmen nach Angaben der Deutschen Bundesbank die Investitionen in EDV-Ausrüstungen in den Vereinigten Staaten von 1992 bis 1999 jährlich um real 40 vH zu, während es in Deutschland nur 6 vH waren. Eine Vergleichsrechnung unter Zugrundelegung der amerikanischen 52
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nach der hedonischen Methode berechneten - Preisbasis lässt die jährliche Zuwachsrate in Deutschland auf immerhin 27½ vH im Jahresdurchschnitt ansteigen. In einer Folgeuntersuchung bezifferte die Deutsche Bundesbank die Auswirkung einer anderen (der USamerikanischen) Deflationierungsmethode auf die durchschnittliche Zuwachsrate des Bruttoinlandsprodukts in den Jahren 1996 bis 1999 mit 0,2 Prozentpunkten. Hinzu komme in diesem Bereich eine möglicherweise unzutreffend abgebildete Relation von Software zu Hardware. Würde man diese entsprechend der in den Vereinigten Staaten ausgewiesenen Relation korrigieren, ergebe sich ein weiterer Korrekturbedarf um knapp ¼ Prozentpunkte. Wie schon das Statistische Bundesamt angemerkt hat, ist allerdings das Ausmaß der Importe von Ausrüstungsinvestitionen mit ins Bild zu nehmen: Je stärker importierte Vorleistungen in die Produktion eingehen, desto geringer sind die Auswirkungen einer „falschen“ Deflationierung. Im Ergebnis kommt das Statistische Bundesamt auf eine Unterschätzung der wirtschaftlichen Dynamik von 0,07 Prozentpunkten allein aufgrund einer unzureichenden Berücksichtigung der Entwicklung im Bereich der EDV-Ausrüstungen. Ferner seien sowohl das Ausmaß als auch die Richtung des Gesamteffekts unbestimmt, wenn in anderen Bereichen ebenfalls eine verzerrte Deflationierung festzustellen wäre. So plausibel die Argumente auch sind, bislang werden sie noch nicht durch die Veröffentlichung einer umfassenden quantitativen Untersuchung gestützt, die auch weitere Segmente der sogenannten New Economy einbezieht, so beispielsweise die Wirtschaftsbereiche „Nachrichtentechnik, Rundfunk- und Fernsehgeräte“ oder „medizinische, mess-, steuerungs- und regeltechnische Erzeugnisse“.



Datenverfügbarkeit Im Zusammenhang mit den neuen Technologien beziehungsweise mit der New Economy steht nicht allein das Problem der Deflationierung und damit der Messung des Outputs. Eine andere Fragestellung ist, zu welchem Teil die Beschleunigung des Produktivitätsanstiegs – sofern er sich denn eingestellt hat – durch die Anwendung der neuen Technologien oder anders erklärt werden muss. Üblicherweise bedient man sich hierbei der Methode des Growth Accounting – zuletzt der Council of Economic Advisors in seinem jüngsten Report für die Vereinigten Staaten. Dieser Ansatz ermöglicht es, den Zuwachs der Arbeitsproduktivität in Abhängigkeit von den neuen Technologien darzustellen. Der Produktivitätsanstieg wird dabei in mehrere Komponenten zerlegt: Zum einen in die Kapitalakkumulation, wobei Investitionen in Informations- und Kommunikationstechnologien (IuK) und sonstige Investitionen betrachtet werden, zum anderen in den neutralen technischen Fortschritt im Computer produzierenden Bereich, der die Effizienz der eingesetzten Produktionsfaktoren erhöht. Mit dieser Methode kam der Council of Economic Advisors zu dem Ergebnis dass die Beschleunigung des Produktivitätswachstums in den Vereinigten Staaten seit 1996 zu gut 38 vH auf die Akkumulation von IuK-Kapital und zu weiteren gut 11 vH auf den neutralen technischen Fortschritt im Computerbereich zurückzuführen ist. Um den Einfluss der neuen Technologien auf den Produktivitätszuwachs in Deutschland messen zu können, ist ein detaillierterer Ausweis von Investitionsdaten nötig. Konkret werden Daten zu den Investitionen in Software sowie in IT-Hardware und in Kommunikationstechnologien benötigt. 53
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Erstere sind zwar seit der Einführung des ESVG 95 im Aggregat der Sonstigen Anlagen enthalten, doch darüber hinaus auch andere Positionen - wie beispielsweise Suchbohrungen, Nutztiere oder Nutzpflanzen -, die zur Zeit nicht herausgerechnet werden.



−



Aber auch Investitionen in Hardware und in Kommunikationstechnologien, die in den Ausrüstungsinvestitionen enthalten sind, werden nicht getrennt ausgewiesen.



Der Einfluss des neutralen technischen Fortschritts wird im wesentlichen anhand der sinkenden relativen Preise im IuK-Bereich gemessen. Sinken die Preise der Kapitalgüter bei konstanten Vorleistungspreisen so müssen Produktivitätsverbesserungen bei der Produktion dieser Kapitalgüter stattgefunden haben. Hier taucht wiederum das Problem einer möglicherweise falschen Deflationierung im Computerbereich auf, das die Ergebnisse verzerrt.



Zeitnahe Bereitstellung Der Sachverständigenrat soll auf Fehlentwicklungen aufmerksam machen. Die Konjunkturdiagnose und -prognose sind dabei wesentliche Instrumente, um solche Fehlentwicklungen festzustellen. Die zeitnahe Verfügbarkeit von Daten ist hierfür unerlässlich. Eine aktuellere Datenverfügbarkeit ermöglicht eine bessere Berücksichtigung in den Prognosen und stellt diese auf eine breitere Basis. Hier zeigen sich im Zeitverlauf beachtliche Fortschritte, nicht nur bei der Veröffentlichung von Konjunkturindikatoren, sondern auch bei den Ergebnissen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen: Während beispielsweise Ende der 80er Jahre die Veröffentlichung der ersten Ergebnisse für das erste Quartal noch Mitte bis Ende Juni stattfand, sind heute die Daten schon Ende Mai verfügbar. Neben einer früheren Veröffentlichung spielt der rasche Datenzugriff eine wesentliche Rolle. Inzwischen sind zum Zeitpunkt der Pressekonferenz die entsprechenden Zahlen auf allen Datenträgern verfügbar. Darüber hinaus ist der sofortige Bezug über das Internet möglich.



Revisionsanfälligkeit Für die Diagnose und Prognose der gesamtwirtschaftlichen Aktivität ist allerdings nicht nur die schnelle Verfügbarkeit von Daten, sondern auch deren Verlässlichkeit von hoher Bedeutung. Hier könnte es einen Zielkonflikt geben. Überprüft man die Revisionsanfälligkeit der Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für den Zeitraum von 1975 bis 1995, so lässt sich nicht eindeutig auf eine Verschlechterung schließen: In den 80er Jahren verbesserte sich die Datenqualität gegenüber den 70er Jahren, in den 90er Jahren verschlechterte sie sich dagegen. Mit Sicherheit lässt sich allerdings sagen, dass die Revisionsanfälligkeit mit Blick auf die Prognoseerstellung zu hoch ist: Zwischen der Veröffentlichung der ersten Ergebnisse bis zum endgültigen Ergebnis betrug die Wurzel der mittleren quadratischen Abweichung zwischen den Zuwachsraten des Bruttoinlandsprodukts 0,8 Prozentpunkte, die mittlere absolute Abweichung immerhin 0,6 Prozentpunkte. Dabei werden deutlich höhere Revisionen in den einzelnen Aggregaten durch die Aggregation zum Bruttoinlandsprodukt verdeckt.
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Tabelle 2: Revisionen in der amtlichen Statistik



Mittlere absolute Abweichung



Wurzel aus der mittleren quadratischen Abweichung



70er



80er



90er



70er



80er



90er



Privater Konsum



+0,7



+0,6



+0,9



+0,9



+0,7



+1,4



Staatskonsum



+0,7



+0,4



+0,9



+0,8



+0,5



+1,0



Ausrüstungsinvestitionen



+1,3



+0,9



+1,3



+1,6



+1,3



+1,9



Bauinvestitionen



+1,3



+0,8



+1,8



+1,5



+1,0



+2,1



Exporte



+1,8



+0,8



+1,7



+1,9



+1,0



+2,2



Importe



+1,5



+0,8



+2,6



+1,9



+1,1



+3,0



Bruttoinlandsprodukt



+0,6



+0,4



+0,6



+1,1



+0,5



+0,8



Gravierender als die eben dargestellte Revisionsanfälligkeit vom ersten amtlichen bis zum endgültigen Jahresergebnis ist die Revisionsanfälligkeit der Quartalswerte. Es ist schon von großer Bedeutung für das konjunkturelle Gesamtbild, wenn die Zuwachsrate der Privaten Konsumausgaben für das erste Quartal 2000 von 0,9 vH gegenüber dem Vorjahreszeitraum, was saisonbereinigt einem Rückgang gegenüber dem Vorquartal entsprach, schrittweise auf einen Anstieg von 1,5 vH hochkorrigiert wird. Solche Änderungen haben nicht allein einen großen Einfluss auf die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts, sondern können die Einschätzung der Auftriebskräfte einer Volkswirtschaft maßgeblich ändern.



Erwerbstätigenstatistik Eine ganz andere Problematik ergibt sich im Zusammenhang mit der Erwerbstätigenstatistik. Mit dem Übergang zum ESVG95 ist eine bessere Erfassung der geringfügigen Beschäftigungsverhältnisse möglich. Deren adäquatere Berücksichtigung in der Erwerbstätigenstatistik hatte maßgeblichen Einfluss auf den Niveausprung bei der Statistikumstellung. Da geringfügig Beschäftigte in der Erwerbstätigenstatistik wie Vollzeitbeschäftigte gewichtet werden, werden ökonomische Größen - wie beispielsweise die Erwerbstätigenproduktivität -, die aus diesen Zahlen abgeleitet werden, nach unten verzerrt. Dieses Problem lässt sich allerdings teilweise umgehen, wenn man statt dessen das Arbeitsvolumen heranzieht und die auf Arbeitsstunden basierenden Daten den Analysen zugrundelegt. Aufgrund der hohen wirtschaftspolitischen Relevanz der Entwicklung der „vollzeitäquivalenten“ Erwerbstätigkeit wäre die Veröffentlichung entsprechend umgerechneter Daten zu begrüßen.



Schlussbemerkungen Ich komme zum Schluss, nicht ohne zu unterstreichen, dass dem Sachverständigenrat aufgrund seiner räumlichen Nähe und seiner engen Arbeitskontakte zum Statistischen Bundesamt dessen Sparzwänge nur zu gut bekannt sind. Einiges von dem oben Aufgezählten ist 55
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zur Zeit sicherlich nicht umsetzbar, einiges möglicherweise schon. Eine öffentliche Auseinandersetzung des Statistischen Bundesamts mit den hier aufgeführten Problemen und die Festlegung einer Prioritätenliste wäre daher wünschenswert.
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Heinz Grimm / Wolfgang Böhme Anforderungen an statistische Informationen aus Sicht der Finanzinstitutionen Nutzung statistischer Informationen in Kreditinstituten Volkswirtschaftliche Bereiche in Kreditinstituten haben die Aufgabe, fundierte Aussagen zur künftigen Entwicklung der Finanzmärkte und der Konjunktur (Gesamtwirtschaft und KernBranchen) in unterschiedlichen Regionen der Welt (Wirtschafts- und Währungsräume, Länder, Regionen und Städte) zu treffen. Diese Einschätzungen sind wichtig für die strategische Ausrichtung der Geschäftspolitik und zur Bewertung von Ertragsrisiken im finanziellen Engagement der Kreditinstitute (Länderrisiken, Wechselkursrisiken, insbesondere bei sogenannten Emerging Market, Zinsänderungs- und Branchenrisiken). Dazu nutzen die Kreditinstitute vielfältige Informationen u.a. auch der amtlichen Statistik. in der Zinsprognose: -



BIP USA, Euroland Inflationsrate USA, Euroland Leistungsbilanz USA, Euroland Investitionen USA, Euroland Budgetsaldo USA, Euroland Arbeitslosenquote USA, Euroland Zinssätze / Rendite USA, Euroland



in der Konjunkturprognose -



Frühindikatoren BIP-Komponenten



im Länderrating -



Bruttoinlandsprodukt (real / nominal), Investitionen, Lagerhaltung



-



Staatseinnahmen, Haushaltsdefizit



-



Wechselkurs Leistungsbilanz (Waren, Dienstleistungen, Erwerbs- und Vermögenseinkommen, Vermögenseinkommen aus Direktinvestitionen)



-



Währungsreserven



-



Bruttoauslandsverschuldung (offizielle/private Gläubiger), Fristigkeit fällige Tilgungszahlungen, Zahlungsrückstände



-
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im Frühwarnsystem (zusätzlich) -



Kapitalbilanz und außenwirtschaftliche Bestandsstatistiken



-



(gegliedert nach Fristigkeit)



-



Transaktionen mit offiziellen Gläubigern (Angaben von BIZ, DAC, IWF) Produzentenpreise



-



-



Geldmenge (M2) Bankkredite an Unternehmen und Privatpersonen



-



Auslandsforderungen und -verbindlichkeiten der Banken



-



im Branchenrating -



Nettoproduktions-Index Erzeugerpreis Importpreis Exportpreis Weltmarktpreis Importe Inlandsabsatz Exporte Umsatz Lohnquote



Wegen der immensen Bedeutung, die diese Informationen für das Bankgeschäft haben können, müssen hohe Anforderungen an das statistische Datenmaterial gestellt werden: -



Verlässlichkeit der Informationen (richtiger Trend, geringer Revisionsbedarf) Relevanz der Informationen Vergleichbarkeit der Informationen nach einheitlichen Methoden (bereinigte Zeitreihen, nachvollziehbare Aggregationen von Daten, methodisch saubere Definitio-



-



nen und Abgrenzungen), Zeitnahe Verfügbarkeit (Aktualität) der statistischen Daten, insbesondere bei vorlaufenden Indikatoren



-



Vollständigkeit bzw. ausreichender Umfang des Datenmaterials zur Analyse komplexer wirtschaftlicher Zusammenhänge



Die von den statistischen Ämtern zur Verfügung gestellten Informationen entsprechen in vielen Fällen den formulierten Anforderungen. Trotzdem müssen wir gravierende Defizite in der amtlichen Statistik konstatieren, wodurch die Analysetätigkeit der Kreditinstitute beeinträchtigt wird. Am Beispiel der Produktions- und Dienstleistungsstatistik soll das Informationsdefizit transparent gemacht werden. Die Daten der Produktions- und Dienstleistungsstatistik, heruntergebrochen auf Branchenebene nach der WZ 93, dienen der fundierten Analyse der Branchenentwicklung und daraus abgeleitet der komplexen Risikobewertung von Branchen in der 58
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Form eines Branchenratings (Einteilung der Branchen in Gruppen mit vergleichbarem Kreditausfallrisiko). Die Brancheneinschätzung wird zur Risikobewertung des wirtschaftlichen Umfeldes von Unternehmen herangezogen, für die ein Kreditengagement erwogen wird. Die Datenlage für Branchen ist für die verschiedenen Wirtschaftsbereiche sehr differenziert zu bewerten. Das Verarbeitende Gewerbe und Baugewerbe sind durch das Statistische Bundesamt/ Landesamt vergleichsweise umfangreich dokumentiert. Auch für den Handel und das Gastgewerbe werden aussagefähige Informationen zur Brancheneinschätzung geliefert. Unbefriedigend dagegen ist die Dienstleistungsstatistik. Vom Statistischen Bundesamt/ Landesamt werden lediglich Angaben zu Insolvenzen und zum Umsatz (nur für umsatzsteuerpflichtige Unternehmen) veröffentlicht. Die Angaben sind darüber hinaus nicht vollständig und zeitnah. Zusätzlich werden auch die Angaben der Bundesanstalt für Arbeit zur Beschäftigung zur Beurteilung der Branchenentwicklung im Dienstleistungsbereich herangezogen. Die geplante Einführung der Dienstleistungsstatistik (erstmalig vorgesehen für 2001, Veröffentlichung der Daten ab Mitte 2002) wird durch Angaben zu Umsätzen, Vorleistungen, Investitionen, Erwerbstätigen sowie Löhnen und Gehältern erstmalig ein realistisches Bild der Branchen dieses Wirtschaftszweiges ermöglichen. Ob der Stichprobenumfang von höchstens 15% ausreichende Repräsentanz der Branche sichert, bleibt abzuwarten. Fundierte Ratingergebnisse im Dienstleistungssektor sind ohnehin erst in einigen Jahren zu erwarten, wenn eine ausreichende Zahl an Jahreswerten als historische Reihe verfügbar ist.



Problem 1: Klassifikation der Wirtschaftszweige entspricht nicht mehr den Erfordernissen Die wirtschaftliche Tätigkeit von Unternehmen, Betrieben und anderen Einheiten wird nach der Wirtschaftszweigsystematik WZ 93 erfasst. Sie basiert auf der Statistischen Systematik der Wirtschaftzweige in der Europäischen Gemeinschaft NACE Rev. 1. Damit ist grundsätzlich eine Kompatibilität zwischen europäischer und deutscher Systematik erreicht. Weitgehend harmonisiert ist die statistische Güterklassifikation CPA, auf der das Güterverzeichnis für Produktionsstatistiken GP 95 basiert, mit der europäischen Wirtschaftszweigsystematik NACE Rev. 1. Die weitgehende Korrespondenz zwischen Wirtschaftszweig- und Güterklassifikation einerseits und die Vergleichbarkeit nationaler und internationaler Wirtschaftszweigsystematiken anderseits ist positiv zu bewerten. Leider entspricht die WZ 93 (und NACE Rev. 1) nicht mehr den Erfordernissen einer modernen Volkswirtschaft. Eine Reihe von zukunftsorientierten Wirtschaftszweigen sucht man vergeblich in der WZ 93.
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Die Branche Biotechnologie kann beispielsweise nur über folgende Teilbranchen näherungsweise beschrieben werden: 24.1 24.2



Herstellung von chemischen Grundstoffen Herstellung von Schädlingsbekämpfungs- und Pflanzenschutzmitteln



24.3 51.55.4 73.10



Herstellung von pharmazeutischen Erzeugnissen Großhandel mit chemisch-technischen Erzeugnissen Forschung und Entwicklung im Bereich Natur-, Ingenieur-, Agrarwissenschaft und Medizin



Die genannten Branchen stellen bei weitem nicht nur Erzeugnisse oder Dienstleistungen her, die der Biotechnologie zuzuordnen sind. Mit Hilfe des systematischen Güterverzeichnisses (GP 95) wäre eine weitere Selektion von Gütern möglich, wodurch die Branche Biotechnologie genauer bestimmt werden kann. Diese Differenzierungen sollten ihren Niederschlag in der Klassifikation der Wirtschaftszweige finden. Ähnliche Probleme treten bei weiteren Zukunftsbranchen wie der Informationstechnologie, Telekommunikation, Medizintechnik, Verkehrs- und Produktionstechnik auf. Eine grundlegende (und wahrscheinlich auch permanente) Überarbeitung der Wirtschaftszweigsystematik ist notwendig. Dazu gehört eine den modernen Produktionsprozessen folgende Aggregation von Teilbranchen bzw. die Möglichkeit, aus traditionellen Teilbranchen durch zusätzliche Indikatoren spezielle Zukunftsbranchen herauszutrennen.



Problem 2: Harmonisierung von nationaler, internationaler und regionaler Statistik Die Harmonisierung von nationaler und internationaler Statistik, besonders der deutschen und europäischen Statistik, hat bedeutende Fortschritte gemacht. Die vom Statistischen Bundesamt und von EUROSTAT publizierten monatlichen Indizes im Produzierenden Gewerbe basieren auf der gleichen Aggregationsstufe der ab 1995 verbindlich vorgeschriebenen Erhebungsklassifikation NACE Rev. 1. Die nationalen Indizes sind daher mit den von EUROSTAT für die Europäische Union und von anderen Mitgliedstaaten publizierten Indizes inhaltlich deckungsgleich, werden jedoch zu unterschiedlichen Zeitpunkten veröffentlicht. Nationale und internationale Statistiken sind jedoch nicht vollständig harmonisiert, wie es die jährlichen Veränderungsraten der Industrieproduktion Deutschlands aus den Quellen Statistisches Bundesamt (StBA), Deutsche Bundesbank (Bbk) und Eurostat zeigen: Reihe



Bezeichnung



Quelle



ab



Letzter Wert



1



Production; Total industry; 1995=100; wa;



StBA



197001



200012



2



Production; Total industry; 1995=100, sa;



Bbk



197001



200012



3



Production; Total industry; 1995=100, sa;



StBA



199101



200012



4



Production; Total industry ; 1995=100, sa;



Eurostat



197803



200011



5



Production; Total industry ; 1995=100, wa;



Eurostat



197803



200011



(Stand 27.2.2001)
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Die monatlichen Veränderungsraten gegenüber dem Vorjahr und die jährlichen Veränderungsraten zeigen deutliche Unterschiede in der Erfassung bzw. Berechnung. Eine Übereinstimmung ist nur bei nicht saisonbereinigten (arbeitstäglich bereinigten) Daten des StBA und EUROSTAT zu erkennen: Monatliche Veränderungsraten gegenüber dem Vorjahr Reihe Quelle



1



2



3



4



5



StBA



Bbk



StBA



Eurostat



Eurostat



Saisonbereinigt



nein



Ja



ja



Ja



Nein



2000 10



4,48



4,29



6,16



4,40



4,48



2000 11



5,23



5,12



6,20



5,30



5,23



2000 12



9,74



4,92



7,51



Jährliche Veränderungsraten Reihe Quelle



1



2



3



4



5



StBA



Bbk



StBA



Eurostat



Eurostat



nein



Ja



ja



Ja



nein



1996



-0,27



-0,18



0,66



-0,22



-0,27



1997



2,72



2,85



3,73



2,92



2,72



1998



3,46



3,47



4,22



3,44



3,46



1999



1,45



1,42



1,45



1,36



1,45



2000



5,53



5,08



6,19



Saisonbereinigt



Ein vergleichbares Bild ergibt sich im Vergleich anderer nationaler Statistiken mit den veröffentlichten Informationen von EUROSTAT. Die statistischen Informationen auf der Ebene der Bundesländer werden aus verständlichen Gründen z. T. nur sehr aggregiert zur Verfügung gestellt. Aus Gründen der Geheimhaltung werden Wirtschaftszweige mit einer Besetzung von weniger als drei Einheiten mit verwandten Wirtschaftszweigen zusammengefasst. Die Aggregation der Wirtschaftszweige erlaubt jedoch keinen Vergleich mit der Brancheneinschätzung für das gesamte Bundesgebiet.
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Beispiel: Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und Chemikalien in Berlin



WZ 93



Branche



Anzahl der Betriebe



Aggregierte Branche 24.14



H. v. sonstigen organischen Grundstoffen und Chemikalien



4



Einzelbranchen 24.14



H. v. sonstigen organischen Grundstoffen und Chemikalien



1



24.11



H. v. Industriegasen



1



24.16



H. v. Kunststoff in Primärform



1



24.20



H. v. Schädlingsbekämpfungs- und Pflanzenschutzmitteln



1



Für Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes erfolgt eine monatliche Berichterstattung der Beschäftigten, der geleisteten Arbeitsstunden, der Bruttolohn- und Gehaltssumme sowie des Umsatzes. Die Qualität der veröffentlichten Daten ist nicht befriedigend. Häufige, zum Teil erhebliche Revisionen, lassen Zweifel an der Verlässlichkeit den aus den Daten abgeleiteten Aussagen aufkommen. Besonders deutlich wird das Ausmaß der Revisionen am Beispiel der vom Arbeitskreis der Länder sowie vom Statistischen Landesamt vorgenommenen Fortschreibungen (FS) und Originärberechnungen (OB) des Berliner Bruttoinlandsproduktes. Zur Verdeutlichung werden die Revisionen für Berlin und Deutschland gegenübergestellt. Während die Zahlen für das gesamte Bundesgebiet zwischen -1,1% und -1,3% schwanken (die Revisionen bewegen sich in vertretbarem Rahmen), zeigen die Berliner Zahlen in den ersten Hochrechnungen einen Rückgang des Bruttoinlandsproduktes von bis zu -1,2%, dann jedoch einen Zuwachs von 1,5% bis 2%. Fehlinterpretationen sind vorprogrammiert.
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BIP in Preisen 1991 (Veränderungsraten in Prozent) 2,5



2



1,5



1



0,5



0 1.FS



2.FS



3.FS



1.OB



2.OB



3.OB



4.OB



-0,5



-1



-1,5 Berlin



Deutschland



Problem 3: Wichtige Indikatoren werden von der amtlichen Statistik nicht erfasst Zur Beurteilung des Risikos einer Branche benötigt man quantitative Angaben zu folgenden Bereichen: -



Wachstum Wettbewerbsfähigkeit Rentabilität Konjunkturabhängigkeit



Bei der Auswahl der statistischen Informationen wird auf das zum Teil sehr bescheidene Informationsangebot der amtlichen und nichtamtlichen Statistik zurückgegriffen: Wachstum: Veränderungsraten des Nettoproduktionsindizes (im Verarbeitenden Gewerbe) bzw. des realen Umsatzes (für die übrigen Branchen) Wettbewerbsfähigkeit: Veränderung des relativen Inlandspreises (Erzeugerpreis/Importpreis) bzw. Veränderung des relativen Auslandspreises (Exportpreis/Weltmarktpreis) Importquote (Importe/Inlandsabsatz) Exportquote (Exporte/Umsatz) Durchschnittlicher Umsatz der Unternehmen
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Rentabilität: Lohnquote (Anteil der Löhne am Umsatz) Steigerungsrate des relativen Branchenpreises (Veränderungsraten der Branchenpreise auf einen gesamtwirtschaftlichen Durchschnittspreis bezogen) Konjunkturabhängigkeit: Saisonfiguren für monatliche Umsatzzahlen Schon aus dieser Aufstellung wird deutlich, dass die oben aufgelisteten Bereiche der Risikobeurteilung von Branchen mit Hilfe der genannten Kennziffern nur sehr grob beschrieben werden können. Für einige Bereiche (besonders Dienstleistungen) kann die Information nicht glaubwürdig, nur sehr zeitverzögert oder gar nicht beschafft werden, worunter die Aussagefähigkeit der Risikobewertung leidet. Praktisch behilft man sich mit eigenen Berechnungen unter Verwendung von externen Informationen (z. B. von Verbänden). Die Risikobewertung der Branchen könnte durch zusätzliche Kenngrößen, die in der amtlichen Statistik nicht erfasst werden, deutlich verbessert werden. Besonders Angaben zu Kosten (z. T. in der amtlichen Statistik enthalten) und Erträgen, aber auch zur durchschnittlichen Liquidität der Unternehmen der Branchen, würden eine Qualifizierung der für die Kreditvergabe wichtigen Rentabilitätsbeurteilung erlauben. Die Kreditinstitute ziehen in Ermangelung der Daten seitens des Statistischen Bundesamtes zusätzliche Informationen über Branchenentwicklungen auf der Basis gemeinschaftlicher Eigenerfassung heran. Z. B. die Branchenwerte der Sparkassenorganisation basieren auf der Auswertung von Bilanzen aus mehr als 100.000 Unternehmen, die von den Kreditinstituten analysiert werden. Für 1015 Branchen (nach WZ 93 klassifiziert) werden Kenngrößen zu folgenden Bereichen zusammengetragen:



-



Erfolgskennzahlen Finanzierungs- und Liquiditätskennzahlen



-



Bilanzstrukturkennzahlen



-



Die Kennzahlen werden differenziert nach Größenklassen erfasst. Die Zahlen liegen mit sehr großer Zeitverzögerung vor (jetzt werden die Jahresabschlusszahlen des Jahres 1996 genutzt). Bei aller Problematik bei der Erfassung und Berechnung wäre die Erhebung von Preisindizes auch für den Dienstleistungssektor sehr hilfreich. Nach unseren Informationen sind Preisstatistiken im Gesetz zur Einführung der Dienstleistungsstatistik nicht vorgesehen.



64



DStatG



Ausschuss für Unternehmens- und Marktstatistik



Problem 4: statistische Verfahren Nutzung von international kompatiblen Saisonbereinigungsverfahren Das älteste und bekannteste Verfahren zur Saisonbereinigung X-11 des US Bureau of Census und seine Weiterentwicklung X-12 ARIMA fand weltweit die größte Verbreitung. Es wurde in den meisten europäischen Ländern eingesetzt. Die in den volkswirtschaftlichen Abteilungen eingesetzten Statistikprogramme beruhen in der Regel auf dieser Verfahrensgruppe. EUROSTAT propagiert dagegen TRAMPO/SEATS – ein auf ARIMA-Modellen beruhendes Verfahren der Saisonbereinigung. Andere europäische Länder gehen schrittweise von traditionellen X-11- bzw. vom X-12- Verfahren zum von EUROSTAT präferierten Verfahren (zumindest ergänzend) über. Als Methode der Saisonbereinigung verwendet das Statistische Bundesamt das "Berliner Verfahren, Version 4 (BV 4)". Die Bundesbank verwendet ein modifiziertes X-12- Verfahren. Gegen die Methodenvielfalt ist grundsätzlich nichts einzuwenden, da alle Verfahren nicht frei von Nachteilen sind. Die Vergleichbarkeit internationaler Statistiken wird jedoch erschwert. Hilfreich für die Analyse wäre die Behandlung der nicht saisonbereinigten Zeitreihen mit einem europäischen Standardverfahren. Das schließt keineswegs aus, dass nationale statistische Ämter zusätzlich auch andere bewährte Verfahren verwenden (auch um die Vergleichbarkeit mit vorangegangenen Berechnungen zu gewährleisten).



Statistische Sicherheit der Ergebnisse von Hochrechnungen Die Tendenz, den Kreis der berichtspflichtigen Unternehmen möglichst gering zu halten, birgt die Gefahr der Erhöhung der Ungenauigkeit von Hochrechnungen und der notwendigen Revisionen der Ergebnisse. Auch für monatliche Berichterstattungen, die in der Regel auf einem reduzierten Berichtskreis beruhen, muss eine möglichst hohe statistische Sicherheit gewährleistet werden, da der aktuelle Rand der statistischen Zeitreihen ein besonders hohes Gewicht in der Entscheidungsfindung in Kreditinstitutionen hat.



Statistische Brüche bei Veränderungen des Berichtskreises oder anderer Erhebungsgrundsätze Veränderungen im Berichtskreis oder methodische Modifikationen sind nicht zu vermeiden. Den Publikationen des Statischen Bundesamtes sind zeitnah entsprechende Informationen zu entnehmen. Bei der Nutzung von Prognoseverfahren können diese Sprünge, besonders wenn sie häufig auftreten zu einem nicht unbedeutenden Mehraufwand führen. Da in diesen Fällen mit einer Rückrechnung der Zeitreihen zu rechnen ist, besteht eine Ungewissheit über die Veränderung der Datenlage. Eine möglichst schnelle Revision der modifizierten Zeitreihen ist anzumahnen.
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Rückrechnung langfristiger Zeitreihen für Deutschland (gesamt), Euroland (einschließlich Griechenland) und Europäische Union (einschließlich Osterweiterung) Die politischen und wirtschaftlichen Veränderungen in Europa führen zu neuen statistischen Aggregaten. Unverzüglich sollten die entsprechenden Zeitreihen den veränderten Bedingungen angepasst werden.
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Ulrich Grosch Erfassung internationaler Kapitalbewegungen Probleme aus der Sicht der Nutzer Einführung Stellen Sie sich bitte folgende Konstellation vor: Jedes Land hat seine eigene Währung. Die Transaktionen zwischen Gebietsansässigen und Gebietsfremden sind grundsätzlich mit einem Wechsel der Währung verbunden. In dieser Idealwelt ist die Zahlungsbilanz und hier insbesondere die Kapitalbilanz ein wichtiges geld- und währungspolitisches Analyseinstrument. Veränderungen in der Struktur der Kapitalbilanz haben einen Einfluss auf die monetären Bedingungen in einer Volkswirtschaft. Die Zahlungsbilanzanalyse ergänzt daher die Monetäre Analyse, wie sie über Jahrzehnte hinweg beispielsweise von der Bundesbank vorgenommen wurde. Die Realität heute ist eine andere: Wir haben es mit weltweit verflochtenen Unternehmen zu tun, in deren strategischen Planungen und finanziellen Dispositionen Landesgrenzen oftmals keine Rolle mehr spielen. Die Kapitalanleger halten ihr Vermögen in verschiedenen Ländern sowie in unterschiedlichen Währungen. Nicht erst seit Beginn der EWU fallen Staaten und Währungsräume auseinander, was für die Zahlungsbilanzstatistik weitreichende Konsequenzen bei der Erfassungen von Transaktionen hat und für die volkswirtschaftliche Analyse die Frage nach dem Nutzen nationaler Zahlungsbilanzen aufwirft. Hinzu kommt das Internet, das die Welt - bildlich gesprochen – zu einem Dorf zusammenwachsen lässt. Für die direkten Kontrahenten von Finanzgeschäften wird es unter diesen Umständen zunehmend schwieriger, festzustellen, ob der Geschäftspartner ein Gebietsfremder ist oder nicht – und an der Gebietsansässigkeit knüpft die statistische Meldepflicht bei Transaktionen an. Die Statistik ist bemüht, mit diesen Veränderungen Schritt zu halten. Die deutsche Zahlungsbilanzstatistik bietet im Bereich des Kapitalverkehrs ein hohes Maß an Detailinformationen, beispielsweise über die Beteiligungsaktivitäten von Unternehmen oder die Dispositionen international ausgerichteter Anleger. Sie liefert darüber hinaus wichtige Bausteine für die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (Finanzierungs- und Geldvermögensrechnung). Die Statistiken der BIZ, der OECD oder des IWF bilden die Trends an den internationalen Banken-, Wertpapier- und Derivatemärkten ab. Insgesamt gesehen kann man wohl sagen, dass die Entwicklung des Kapitalverkehrs und das Geschehen an den internationalen Finanzmärkten von den nationalen und internationalen Statistiken im Großen und Ganzen gut abgedeckt werden. Dennoch gibt es Defizite und Probleme. Sie betreffen 1. das Fehlen adäquater Daten für die Analyse aktueller volkswirtschaftlicher Fragestellungen. Ich denke hierbei insbesondere an die Globalisierung der Unternehmen und die Standortproblematik, an die zunehmende Internationalisierung der Vermögensanlagen, an Portfolioanpassungen durch die EWU oder an die internationale Rolle des Euro;
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2. Probleme mit der Datenqualität in manchen Bereichen, die zum Beispiel in den starken Schwankungen des Restpostens in der deutschen Zahlungsbilanz zum Ausdruck kommen; 3. Gefahren für die künftige Verfügbarkeit und Qualität von Kapitalverkehrsdaten, wie sie durch die Währungsunion und durch das Internet heraufbeschworen werden. Diese Fragen sollen im Folgenden behandelt werden.



Mangelnde Datenverfügbarkeit Internationalisierung der Unternehmen und Standortproblematik Die internationale Verflechtung der Unternehmen nimmt rasant zu. Die jüngste Fusionswelle hat den Marktwert der in aller Welt registrierten, grenzüberschreitenden Firmenzusammenschlüsse im vergangenen Jahr auf über 1.000 Mrd. US-Dollar hochschnellen lassen. Weltweit unterhalten rund 63.000 transnationale Unternehmen fast 700.000 Niederlassungen im Ausland, in denen über 40 Mio. Menschen beschäftigt sind. Statistisch findet der Beteiligungserwerb über die Landesgrenzen hinweg seinen Niederschlag in der Direktinvestitionsstatistik. Deutschland hatte dabei im Jahr 2000 einen Nettozufluss an Auslandskapital von 138 Mrd. Euro zu verzeichnen. Auch in der Standortdiskussion spielen die Direktinvestitionen eine prominente Rolle. Es wird gefragt, (1) ob mit den deutschen Direktinvestitionen im Ausland eine Verlagerung von Produktion und Arbeitsplätzen ins Ausland verbunden ist; (2) ob die über viele Jahre hinweg vergleichsweise niedrigen ausländischen Direktinvestitionen in Deutschland – inzwischen hat sich dies ja geändert - nicht als Beleg für die Schwäche des heimischen Standorts zu werten sind. Dabei ist kaum ein Standortindikator so problematisch wie die Direktinvestitionen. Diese umfassen neben dem Beteiligungskapital und den reinvestierten Gewinnen auch die gesamten Kreditbeziehungen innerhalb eines Konzernverbundes. Insbesondere die Vergabe kurzfristiger Kredite und von Handelskrediten erfolgt häufig nicht nach standortstrategischen Überlegungen. Entscheidend sind vielmehr die Finanzierungskonditionen in den einzelnen Ländern oder die Organisation des Liquiditätsmanagements in einen Konzernverbund; beispielsweise ist die Zentralisierung von Finanzierungsfunktionen in spezialisierten Betriebseinheiten häufig mit starken grenzüberschreitenden Finanzflüssen verbunden. Die Bundesbank versucht, dem heterogenen Charakter der Direktinvestitionen in der Weise Rechnung zu tragen, dass sie den Nutzern ein breit gefächertes Datenmaterial sowohl über die Direktinvestitionsströme als auch über die Direktinvestitionsbestände anbietet. So kann in empirischen Studien eine jeweils für die konkrete Fragestellung geeignete Abgrenzung gewählt werden. Dennoch erscheint die Direktinvestitionsstatistik für manche Untersuchungen noch immer nicht detailliert genug. Beispielsweise lässt sie nicht erkennen, ob der grenzüberschreitende Beteiligungserwerb mit Anlageinvestitionen verbunden ist oder „nur“ einen Eigentümerwech-
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sel darstellt. Investitionen „auf der grünen Wiese“, bei denen am ehesten von einem unmittelbaren Aufbau von Produktionskapazitäten und der Schaffung neuer Arbeitsplätze ausgegangen werden kann, lassen sich nicht von Firmenübernahmen trennen. Offen ist auch die Frage, ob und in welchen Maße es zu einem Technologietransfer durch Direktinvestitionen kommt. In diesen Fällen trägt die Statistik wenig dazu bei, dass die aus der Sicht der Analyse wünschenswerte Verknüpfung von Direktinvestitionen und realwirtschaftlichen Vorgängen vorgenommen werden kann. Auch wäre es aus volkswirtschaftlicher Sicht wichtig zu wissen, mit welchen Außenhandelsaktivitäten die Direktinvestitionen verbunden sind, und zwar sowohl in der Aufbauphase von Auslandsniederlassungen als auch langfristig. Es ist plausibel anzunehmen, dass der Aufbau von Vertriebseinrichtungen im Ausland die Exportaktivitäten des investierenden Unternehmens stimuliert. Werden Produktionsstätten errichtet, dann könnte dies vorübergehend mit der Lieferung von Investitionsgütern einher gehen, während langfristig eine Exportsubstitution oder verstärkte Importe, beispielsweise von Fahrzeugteilen in der Automobilindustrie, denkbar sind. Für die japanischen Direktinvestitionen im Ausland lassen sich derartige Zusammenhänge offenbar nachweisen. Für Deutschland sind mir keine vergleichbaren gesamtwirtschaftlichen Studien bekannt. Die Diskrepanz zwischen dem volkswirtschaftlich Wünschenswerten und dem derzeit statistisch Machbaren beschränkt damit unsere Möglichkeiten, die Internationalisierungsprozesse im Unternehmenssektor nachzuzeichnen. Wie weit diese bereits vorangeschritten sind, zeigen internationale Statistiken. Die UNCTAD schätzt den Anteil transnationaler Unternehmen am Welthandel auf rund zwei Drittel, wobei ein Drittel konzerninterner Handel ist.46



Internationalisierung der Vermögensanlagen In den neunziger Jahren haben inländische Sparer ihre Vermögensanlagen zunehmend international ausgerichtet. Dabei bevorzugen sie verbriefte Anlageformen, schalten verstärkt professionelle Vermögensverwalter (beispielsweise Kapitalanlagegesellschaften) ein und wenden sich Aktienanlagen zu („Aktienkultur“). Durch die EWU haben diese Tendenzen einen zusätzlichen Schub erfahren. Umgekehrt engagieren sich aber auch ausländische Investoren verstärkt an den deutschen Aktien- und Rentenmärkten. In der Kapitalbilanz zeigen sich diese Portfolioanpassungen in steil ansteigenden Umsätzen im Wertpapierverkehr. Lagen diese 1990 noch bei etwa 50 % des deutschen BIP, so betrugen sie im Jahr 2000 bereits rund 450 %. Angesichts der stark gestiegenen Bedeutung der grenzüberschreitenden Wertpapieranlagen fallen die Lücken bei deren Erfassung zunehmend ins Gewicht. Die Zahlungsbilanzstatistik erfasst bei den ausländischen Wertpapierkäufen in Deutschland nur den Ersterwerber; regionale Verschiebungen in den Portfoliopositionen als Folge von 46



Vgl. UNCTAD, World Investment Report 1997, S. 18.
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Sekundärmarkttransaktionen im Ausland können damit aber nicht erkannt werden. Dies ist insofern problematisch, als ein großer Teil der ausländischen Wertpapieraufträge über London nach Deutschland geleitet wird. •



Die Depotstatistik, die an sich wichtige Daten über das Wertpapiervermögen bietet, ist insofern unvollständig, als inländische Anleger – unter anderem im Zuge der Quellensteuerdiskussion – Wertpapierdepots ins Ausland verlagert haben. Welche Bedeutung diese im Ausland unterhaltenen Depots haben, lässt sich kaum verlässlich quantifizieren; es sind jedoch beträchtliche Größenordnungen zu vermuten.



•



Der Auslandsvermögensstatus, der eigentlich einen vollständigen Überblick über die deutschen Auslandsforderungen und –verbindlichkeiten (bewertet zu aktuellen Börsenund Wechselkursen) bieten sollte, behilft sich im Bereich der Wertpapiere mit der Kumulation von Transaktionen, da keine geeigneten Bestandsdaten verfügbar sind – mit all den damit verbundenen Problemen (Schätzung von Marktwerten, keine verlässliche Regionalzuordnung etc.).



Seit der Asienkrise hat der Wunsch nach mehr Transparenz in den Finanzstatistiken spürbar zugenommen. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei sogenannten Krisenindikatoren („macroprudential indicators“). Hierbei spielen Angaben über die Auslandsverschuldung eines Landes eine wichtige Rolle. In diesem Zusammenhang hat der IWF eine Initiative gestartet („Coordinated Portfolio Investment Survey“, CPIS) und die Länder um Angaben über die grenzüberschreitend gehaltenen Wertpapierbestände gebeten. Die Bundesbank hat ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit signalisiert. Unter anderem aus diesem Grund wird derzeit die Erfassung der Auslandsforderungen und -verbindlichkeiten der deutschen MFIs auf eine neue Grundlage gestellt und um Angaben über die Kurswerte der grenzüberschreitenden Wertpapierpositionen ergänzt. Die ersten Daten sind für das Frühjahr 2002 zu erwarten; sie bilden einen wichtigen Baustein für den CPIS und ergänzen gleichzeitig unsere Basisstatistiken für den Auslandsvermögensstatus. Anpassungen werden auch in der Depotstatistik vorgenommen; dabei geht es unter anderem um eine Gliederung der Wertpapierbestände nach Emissionsländern und um mehr Detailinformationen über die von Ausländern in Deutschland unterhaltenen Depots.



Portfolioanpassungen innerhalb der EWU Durch die Währungsunion ist das Wechselkursrisiko zwischen den teilnehmenden Ländern weggefallen, und die Renditen haben sich stark angenähert. Der einheitliche EWUGeldmarkt ist bereits weitestgehend verwirklicht. Am Kapitalmarkt gibt es zwar noch Unterschiede von Land zu Land – vor allem im Bereich der Abwicklungssysteme; dennoch wachsen auch die nationalen Kapitalmärkte mehr und mehr zusammen. Dies hat weitreichende Konsequenzen für das Finanzierungsverhalten der Kreditnehmer und die Dispositionen der Anleger. Der Wettbewerb um die besten Konditionen wird härter, grenzüberschreitende Finanzbeziehungen gewinnen an Gewicht. Dies lässt sich im deut70
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schen Kapitalverkehr exemplarisch beobachten. Mit dem Beginn der EWU hat die Nachfrage heimischer Anleger nach ausländischen Schuldverschreibungen, die auf Euro lauten, kräftig zugenommen. Umgekehrt haben sich ausländische Anleger beim Erwerb von Bundesanleihen sehr zurückgehalten. Schließlich wird der Euro von Schuldnern aus Drittländern rege als Emissionswährung genutzt, und er war im Jahr 2000 bei internationalen Investoren auch als Anlagewährung sehr gefragt. Um die Portfolioanpassungen innerhalb der EWU nachzeichnen zu können, sind nationale Zahlungsbilanzen weiterhin unerlässliche Hilfsmittel. Allerdings reichen sie nicht aus. In der Regionalzuordnung der von der Bundesbank erfassten Wertpapierströme treten Asymmetrien auf, die den analytischen Gehalt der Daten beeinträchtigen. So spielt – wie bereits erwähnt - Großbritannien wegen der Bedeutung Londons als wichtigem Finanzzentrum auf der Erwerberseite deutscher Wertpapiere eine besonders große Rolle. Umgekehrt erfolgt ein überproportional hoher Anteil der (statistisch erfassten) Wertpapiertilgungen über Belgien/Luxemburg, da dort wichtige Wertpapierverwahrer ihren Sitz haben. Insofern vermittelt die deutsche Kapitalverkehrsstatistik möglicherweise ein verzerrtes Bild von den regionalen Wertpapierströmen. Um die Portfolioanpassungen in der EWU besser erfassen zu können, wären aussagekräftige Bestandsstatistiken speziell im Wertpapierbereich (an denen gearbeitet wird) vonnöten. Dies gilt um so mehr, als verschiedene jüngere Publikationen auf einen möglichen Zusammenhang zwischen Kapitalbewegungen und dem Wechselkurs des Euro hinweisen. Derartigen Untersuchungen fehlt allerdings auch in anderer Hinsicht die geeignete statistische Basis, da für die Kapitalverkehrstransaktionen der EWU mit Drittländern weder eine Regionalgliederung noch deren Währungskomponente vorliegen. Abhilfe schaffen könnten entweder geeignete Bestandsstatistiken auf EWU-Ebene oder die Einzelerfassung der gehandelten Wertpapiere und ihrer Ausstattungsmerkmale („security by security reporting system“).



Internationale Rolle des Euro Bereits vor Beginn der EWU war die Frage aufgeworfen worden, welche Rolle der Euro auf dem internationalen Parkett wird spielen können. Insbesondere sein Gewicht in Relation zum US-Dollar, der führenden Weltwährung, war Gegenstand unzähliger Publikationen. Die Statistiken der BIZ bieten eine gute Ausgangsbasis für derartige Untersuchungen. Sie decken das internationale Bankgeschäft ebenso ab wie die internationalen Wertpapier- und Devisenmärkte. Eine statistische Lücke gibt es bei der Nutzung des Euro als Finanzierungs- und Anlagewährung durch Gebietsfremde des Euroraums. Gegenwärtig wird im Rahmen des Eurosystems untersucht, inwieweit diese Lücke durch vorhandene Statistiken - unter Einbeziehung bislang unveröffentlichten Materials der nationalen Zentralbanken – geschlossen werden kann. Vollständig wird dies meiner Ansicht nach aber nicht gelingen. Hier könnte die IWF-Initiative helfen, wenn genügend Länder mit Zugang zum internationalen Kapitalmarkt sich daran beteiligen.
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Probleme mit der Datenqualität Die Qualität der Kapitalverkehrsstatistik ist von entscheidender Bedeutung für den Gehalt der darauf basierenden Analysen. Dabei hat der Begriff Qualität mehrere Dimensionen. Die Nutzer sind unter anderem an einer möglichst zuverlässigen Erfassung der Kapitalverkehrstransaktionen, an einer detaillierten Darstellung der Sachverhalte und an einer zeitnahen Veröffentlichung der Daten interessiert. Ferner sollen sich die Korrekturen von veröffentlichten Daten in Grenzen halten und so rasch wie möglich erfolgen. Zwischen einzelnen dieser Kriterien gibt es zweifellos ein Spannungsverhältnis, so zwischen Schnelligkeit und Vollständigkeit, so dass grundsätzlich eine Abwägung zwischen den unterschiedlichen Zielen notwendig ist. Allerdings können im Bereich der Zahlungsbilanzstatistik die Veröffentlichungstermine von der Bundesbank nicht mehr eigenständig festgelegt werden; sie sind im Rahmen des Eurosystems weitestgehend vorgegeben. Gerade was die rasche und detaillierte Publikation von Kapitalverkehrsdaten angeht, muss sich die Bundesbank international sicherlich auch nicht verstecken. Gleichwohl gibt es Probleme! Am deutlichsten kommen diese im Restposten in der Zahlungsbilanz zum Ausdruck. Zwar schwanken die Werte, und häufig wechselt auch das Vorzeichen von Monat zu Monat, was auf Diskrepanzen in der zeitlichen Zuordnung von Transaktionen hindeutet, die angesichts der umfangreichen Brutto-Umsätze sehr schnell erhebliche Restposten verursachen können. In diesem Fall böte sich die Zusammenfassung der Monatswerte zu Quartals- oder Jahreswerten an.



Schaubild Entwicklung des Restpostens seit Beginn der EWU 50 40 30 Mrd Euro
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Es gibt aber auch längere Perioden mit dem gleichen Vorzeichen, so dass sich die Überoder Untererfassung bestimmter Zahlungsströme kumuliert. Im letzten Quartal 2000 beispielsweise war der Restposten mit 31 Mrd. Euro der größte Einzelsaldo innerhalb der deut72
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schen Zahlungsbilanz! (Zum Vergleich: Im Wertpapierverkehr betrugen die NettoKapitalexporte im gleichen Zeitraum „nur“ 11 Mrd. Euro, der Leistungsbilanzsaldo lag bei - 9 ½ Mrd. Euro.) Ein Restposten in der genannten Größenordnung löst Unbehagen aus – bei dem Zahlungsbilanzstatistiker ebenso wie bei dem Analytiker, der beispielsweise die jüngste Entwicklung im Kapitalverkehr kommentieren soll. Eine offene Frage ist nämlich, welche außenwirtschaftlichen Transaktionen besonders fehlerbehaftet sind. War es Anfang der neunziger Jahre zeitweilig der Außenhandel, der im Zusammenhang mit einer Umstellung des Meldesystems Probleme aufwarf, so steht derzeit wohl eher der Kapitalverkehr im Verdacht - und hier insbesondere der Wertpapierverkehr, dessen Umsätze gewaltig gestiegen sind. Dies sind allerdings nur Vermutungen. In jedem Fall aber ist die ökonomische Interpretation der Kapitalverkehrszahlen vor diesem Hintergrund schwierig, zumal nicht klar ist, ob systematische Erfassungsprobleme oder eine zufällige Häufung von Fehlern die Ursache sind. Damit lassen sich aus den Analysen auch nur mit größter Vorsicht wirtschaftspolitische Schlussfolgerungen ziehen.



Künftige Schwierigkeiten bei der Erfassung des Kapitalverkehrs Als ob es nicht schon genug Schwierigkeiten bei der Erfassung des internationalen Kapitalverkehrs gäbe - auch der Blick in die Zukunft verheißt nichts Gutes. Insbesondere in zwei Bereichen zeichnen sich bereits heute mögliche Probleme ab: bei der Erfassung der Kapitalströme innerhalb der EWU und bei vermehrten Transaktionen über das Internet.



Intra-EWU-Transaktionen Ist es sinnvoll innerhalb der Währungsunion die grenzüberschreitenden Kapitalströme zu erfassen? Die Frage ist berechtigt, wurden doch auch innerhalb Deutschlands die Finanzflüsse, beispielsweise zwischen Hessen und Bayern, statistisch nicht abgebildet.47 Sieht man die Zahlungsbilanz lediglich als monetäres Analyseinstrument an, dann ist der Einwand gegen eine Erfassung der Intra-EWU-Transaktionen sicherlich stichhaltig; für geldpolitische Zwecke sind nur die Transaktionen der EWU mit Drittländern relevant. Die (nationale) Kapitalverkehrsstatistik, die alle grenzüberschreitenden Kapitalströme erfasst, erlaubt es dagegen zusätzlich, das finanzielle Zusammenwachsen der (inzwischen) zwölf Volkswirtschaften in den ersten Jahren der EWU zu beobachten. Auf die Portfolioanpassungen nach der Einführung des Euro wurde oben bereits hingewiesen. Ein weiteres volkswirtschaftliches Analyseziel könnten die Direktinvestitionsströme innerhalb der EWU 47 Auf die Notwendigkeit der Erfassung von Leistungstransaktionen, die nicht nur für die Zahlungsbilanz, sondern auch für die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen benötigt werden, sei hier nur hingewiesen. 73
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sein. Insofern gibt es durchaus Nutzer, die an Intra-Daten für den Kapitalverkehr interessiert sind. Wie lange sich diese Daten aber verlässlich erheben lassen, ist ungewiss. Schon zeichnet sich erster Widerstand gegen die bestehenden Meldepflichten ab. Kritisiert werden die unterschiedlichen Meldevorschriften in den einzelnen EWU-Ländern, die den grenzüberschreitend tätigen Unternehmen einheitliche und kostengünstige Meldungen erschweren. Aus der Sicht dieser Unternehmen wäre ein einheitliches Meldeverfahren in allen EWU-Ländern sicherlich wünschenswert. Eine entsprechende Initiative wurde von mehreren multinationalen Unternehmen gestartet. Ausfluss dieser Bemühungen ist ein integriertes Berichtssystem über Auslandsforderungen und -verbindlichkeiten, die damit verbundenen Transaktionen und die zugehörigen Kapitalerträge sowie den Dienstleistungsverkehr. Die - sehr ambitionierten Vorschläge werden derzeit diskutiert und sollen erprobt werden. Im Zusammenhang mit multinationalen Unternehmen zeichnen sich aber auch noch andere Probleme ab. Um ihre internen Finanzflüsse zu optimieren, haben Konzerne Finanzfunktionen ausgelagert oder interne „Verrechnungsstellen“ („in house banks“) eingerichtet. Je komplexer die gewählten Konstruktionen sind, um so schwerer fällt es den Unternehmen dann aber offenbar, die von der Zahlungsbilanzstatistik gewünschten Daten ihrem internen Rechenwerk zu entnehmen. Damit verursachen die Statistikmeldungen Zusatzkosten und führen zu Widerstand gegen bestehende Meldepflichten. Da die EZB an Intra-Daten für den Kapitalverkehr nicht unmittelbar interessiert ist, kann sie nicht als Verbündeter in dem Bemühen um die Erhaltung der nationalen Kapitalverkehrsstatistiken angesehen werden. Um nicht missverstanden zu werden: Ich möchte keineswegs den Status Quo in der Kapitalverkehrsstatistik auf Dauer bewahren. In einem einheitlichen EWU-Finanzmarkt, ist es fraglich, ob die Intra-Kapitalbewegungen noch ökonomisch sinnvoll interpretiert werden können, ziehen die Landesgrenzen doch in gewisser Weise „künstliche“ Trennungslinien zwischen den Wirtschaftseinheiten. Derzeit bieten die Intra-Daten aus der Sicht der Nutzer aber schon noch interessante Informationen; sie liefern auch wichtige Basisstatistiken für die Geldvermögensrechnung innerhalb der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Langfristig muss dann neu entschieden werden, für welche Größen noch ein volkswirtschaftliches oder politisches Interesse besteht - beispielsweise für Direktinvestitionen innerhalb der EWU – und wie diese erhoben werden können.



Internet Das Internet bietet die Möglichkeit, Finanzgeschäfte am Computer zu tätigen. Banken oder Broker bieten ihre Dienste an; die ersten Wertpapieremissionen über das Internet haben stattgefunden; Wertpapier-Handelsplattformen etablieren sich.
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Probleme für die Erfasssung des internationalen Kapitalverkehrs stellen sich dann, wenn meldepflichtige Transaktionen zwischen Gebietsansässigen oder Gebietsfremden vorgenommen werden. Teilweise mag den Akteuren in diesen Fällen ihre Meldepflicht nicht bewusst sein, beispielsweise weil die Transaktionen anonym abgewickelt werden. Teilweise ist auch nicht unmittelbar klar, wer meldepflichtig ist: der Kunde oder der Betreiber der Plattform, der möglicherweise als zentrale Gegenpartei auftritt. Für die Zahlungsbilanzstatistik ist es eine große Herausforderung, ihre Meldesysteme auch in diesem sich rasch wandelnden Umfeld durchzusetzen, um die Aussagekraft der Kapitalverkehrsstatistiken zu erhalten. Auch wenn die grenzüberschreitenden Wertpapierumsätze über das Internet oder andere elektronische Handelssysteme derzeit noch vergleichsweise gering sein mögen, vernachlässigbar sind sie bereits heute nicht mehr.



Fazit Aus der Sicht eines Nutzers bleibt festzuhalten, dass die deutsche Statistik zeitnahe und sehr detaillierte Informationen über die grenzüberschreitenden Kapitalverkehrstransaktionen bietet. Diese werden für Analysen der verschiedensten Art verwendet - von Forschern innerhalb der Bundesbank wie auch von Externen. Auf manche aktuelle Fragestellungen ist das vorhandene Datenmaterial allerdings nicht so zugeschnitten, wie man sich dies gelegentlich wünschen würde. Auch zeichnen sich - vor allem seit Beginn der EWU - Probleme bei der (vollständigen) Erfassung der außenwirtschaftlichen Transaktionen ab, die sich in Zukunft noch verstärken könnten. Vor allem mit Blick auf aussagekräftige Bestandsstatistiken wird bereits intensiv an Verbesserungen gearbeitet. Hinsichtlich der Bedeutung des Kapitalverkehrs innerhalb der EWU bleibt abzuwarten, wie sich die Anforderungen der Nutzer entwickeln werden und welche Möglichkeiten die Zahlungsbilanzstatistik künftig noch hat.
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